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Die „Europa“, das Schweſterſchiff der „Bremen“, macht die erſte Amerifafahrt 
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Deutſchlands Stellung innerhalb der Welthandelsflotte 1929. 


Don Prof. Dr. R. Hennig. 


Was bei Beginn des abgelaufenen Jahrzehnts niemand für 
möglich gehalten hätte, ift am Schluß dennoch Tatſache geworden: 
Deutfchlands Handelsflotte, die zu Beginn 1920 fo gut wie ver- 
nichtet und auf kleine Küſtenfahrzeuge beſchränkt war, die mit 
rd. 420 000 R.⸗T. die unterſte Stelle unter den nennenswerten Sees 
ſtaaten Europas einnahm, ſtellt gegenwärtig es wieder, der Größe 
wie der Leiſtungsfähigkeit nach, die zweitgrößte Handelsflotte unferes 
Erdteils dar. Während Deutſchland zu Anfang 1914 nicht nur die 
zweitgrößte europäiſche Handelsflotte beſaß, ſondern ſogar die 
zweite der Welt, ift dieſer letztere Rangplatz freis 
lich noch nicht wieder eingenommen und wird 
wohl auch in abſehbarer Zeit ſchwerlich wieder 


Wiederaufbau 
der deutschen Handelsflotte 


Kohlendampfer, heute nur noch etwa drei Fünftel. Daneben 
dringt der Turbinendampfer raſch vor. Es gibt heute 1456 
ſolcher Schiffe auf See und dazu 5246 Motorenſchiffe — un⸗ 
gerechnet die zahlreichen Segler, die für Zeiten ruhiger Witterung 
noch einen Reſervemotor an Bord eingebaut haben. Allein im 
letzten Jahr iſt die Motortonnage der Welt von 5 480 000 auf 
6 628 000 Tonnen emporgeſtiegen, und dies Anſchwellen wird jetzt 
von Jahr zu Jahr kräftiger werden. Faſt 10 v. Z. der Weltflotte 
find heute Motorſchiffe; dazu kommen noch etwa 30 v. H., die mit 
Ol, ſtatt mit Kohlen, geheizt werden. Im einzelnen 
iſt der Anteil der Nationen an der Motorſchiff⸗ 
fahrt noch ſehr ungleichmäßig. Weitaus am 


zu erreichen ſein, da die Vereinigten Staaten und 
Japan die Uriegskonjunktur allzu geſchickt, auf 
Koſten ganz Europas, ausgenutzt und die eigene 
Tonnage gewaltig vermehrt haben. Die nord- 
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amerikaniſche Tonnage wird der deutſchen noch e 
auf unabſehbare Zeit überlegen bleiben und nimmt — NN 
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unangreifbar den zweiten Platz ein. Dagegen 
ſind die Japaner, die zur Seit noch die dritte 
Stelle behaupten, von den Deutſchen nahezu wie⸗ 
der erreicht worden und werden höchſtwahrſchein⸗ 
lich 1950, ſpäteſtens aber 1951, von uns auf den 
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inkseich 1,9 
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vierten Platz zurückverwieſen werden. Deutſch⸗ E 
land hat der Tonnage nach feine Dorkriegsihiff- |. N 
fahrt zu rd. 80 v. H. wieder aufgebaut, der Quas nais 
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lität nach aber wohl ſchon zu 100 v. H., da die 
wedent,o 


Leiſtungsfähigkeit im Durchſchnitt viel größer und 
die ganze Flotte weſentlich verjüngt iſt gegen⸗ 
über der von 1914. 

Um einen Vergleich des Standes der einzel⸗ 
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meiften haben fih die drei ffandinantichen 
Länder darauf eingejtellt, die neuerdings fait 
eu nur noch Motorenſchiffe auf Stapel 
egen. 


Als ſehr zurückhaltend dagegen erweiſen 
fih die an Kohlen und Kohlendampfern von 
jeher reichen Länder, die in der neuen Betriebs ⸗ 
art einen unangenehmen Wettbewerber für den 
Kohlenabſatz ſehen. So ergibt fih nachfolgen⸗ 
des Bild des prozentualen Anteils an Schiffen, 
die 2 Dieſelmotoren auf dem Meere angetrieben 
werden: 
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nen Nationen ſowohl mit der unmittelbaren 
Vorkriegszeit wie mit einem der letzten Jahre > 
zu ermöglichen, feien die Tonnagezahlen der Jahre 1914, 1926 und 
1929 nebeneinander geſtellt: i 


Z 1914 1926 1929 
Nation 1000 1000 1000 
Br-R-T. | Br.-R.-T. Br. R. T. 


e Aea e 18 892 20 046 
Vereinigte Staaten 4287 13 487 
a R E a 1 708 4187 
N ea 5135 4 058 
Ve EEE TER 1922 3 303 
CCC 1 957 3218 
„ ET 1430 3 215 
Di Re a ee 1472 2932 
ritiſche Dominions ...... 1 632 2795 
ZVV 1015 1480 
Griechenland 


Wohlgemerkt, dieſe Aufſtellung enthält nur 
die Dampf⸗ und Motorſchiffe. Die noch vorhan⸗ 
dene Seglertonnage iſt nicht eingerechnet, die frei⸗ 
lich zahlenmäßig nur noch eine ſehr beſcheidene 
Rolle ſpielt und ſich von Jahr zu Jahr merklich 
vermindert. Am 30. Juni 1929 machte die 
Seglerflotte der Welt noch 1 666 919 Br.⸗R.⸗T. 
aus, alfo nicht mehr viel über 2 v. H., wobei der 
vereinsſtaatliche Anteil noch weitaus am größten 
tft, während in Deutſchland noch etwas über 
2 v. H. der geſamten Flotte Segelſchiffe find. 
Die Geſamttonnage der Welt betrug demnach 
volle 68 074312 Tonnen und ſtellte einen nie 
zuvor erreichten Rekordwert dar, der die 1914er 
Sahl faſt um die Hälfte übertraf. 

Wie das Segelſchiff allmählich von den 
Weltmeeren verſchwindet — allein von 1928 
zu 1929 hat fich die Seglertonnage um 128 257 
Tonnen vermindert —, ſo nimmt auch der 
Kohlendampfer ſtändig an Bedeutung ab, da 
das Ol fih das Weltmeer erobert, und zwar 
gleich in der doppelten Form der Ölfeue- 
rung und des Motorantriebs. 1914 waren 
ziemlich genau acht Neuntel aller Seeſchiffe 
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v. N. v. H. 

Norwegen . 42,7 | England. . 10,6 

men 42,4] Spanien 7,4 

; weden . 38,2 ſapan 88 
perunni Itallen 17,2 Der. Staaten. . 43 
nemarklo DU) Dentichland . . 12,0 | Frankreich.. 21 
Holland 15,2 | Griechenland.. 0,45 


Die Größenordnung der 
Motorſchiffe iſt die folgende: 

über 4000 Tonnen 744 

„ 8 000 „ Fax 122 

„22000032; % 38 60 


Das größte Motorſchiff, 55 000 Tonnen groß, beſitzt Italien. — 
Dergleichsweije fei bemerkt, daß es an gleich großen Schiffen über- 
haupt gibt: 

über 4000 Tonnen . . 6335 (1914 erft 3 608!) 
„ 10000 „ .. 425 
2 ii EDE Ae 59 


auf den Meeren ſchwimmenden 


Die Schiffe zwiſchen 4000 und 6000 Tonnen, die den wichtigſten 
Teil der Frachtſchiffe umfaſſen, haben eine Tonnage von 19 185 599 
= 28,9 v. Z. der Geſamtzahl. Die Schiffe über 15 000 Tonnen, die 
faſt ganz die großen Ozeanpaſſagierdampfer umfaſſen, machen 4% v. H. 
der Tonnage aus. Die Durchſchnittsgröße aller Fahrzeuge wächſt 
ſtändig: 1914 betrug fie 1857, 1925 dann 2156 und 1929 noch mehr. 


Zum raſchen Wachstum der Welthandelsflotte trugen in den 
erſten Jahren nach dem Hriege die Vereinigten Staaten zumeiſt 
bei, heute dagegen Deutſchland. 


derSeeschiffe 


Im legten Jahr hat fih die 
deutſche Handelsflotte am ſtärkſten von allen 
vermehrt, nämlich um 515 501 Tonnen. Jm- 
merhin bleibt dabei zu beachten, daß ja Deutſch⸗ 
land auch am ſtärkſten aufholen muß, denn, am 
30. Juni 1914 gemeſſen, hat fih die Weltflotte 
um volle 46% v. H. vermehrt, die deutſche aber 
um ein rundes Fünftel verringert. Der Zahl 
nach iſt der deutſche Anteil am Schiffbeſtand 
der Welt natürlich bedeutend vermindert wor⸗ 
den, aber wenn man bedenkt, daß in anderen 
Ländern gewaltige Mengen von Schiffsraum, 
in Amerika Millionen von Tons, unbenutzt 
liegen, während Deutſchland derartige Erſchei⸗ 
nungen kaum kennengelernt hat, jedenfalls 
nicht in großem Maßſtabe, ſo macht jener zah⸗ 
lenmäßige Unterſchied in der Praxis nicht ſo 
viel aus, wie es zunächſt ſcheint. Jedenfalls 
unterſcheidet fih die Rolle, die Deutſchland 
heute ſpeziell auf dem Atlantik ſpielt, kaum 
noch von der Stellung in der Vorkriegszeit, 
mag auch der Verkehr in unſeren großen Welt- 
häfen ſich heute nicht in dem Umfang, wie der⸗ 
i : einft, unter deutſcher Flagge abſpielen. — Der 
prozentuale Anteil der Nationen an der Ge- 
ſamttonnage betrug 1914 und 1929: 
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: 
Geſamtverkehr Fahl der Deutſcher Anteil 
a N. R. C. Schiffe N. R. C. in v. H. 

Ensindggns Ca z 
Vereinigte Staaten 16, 
nn ER FON A 6,3 Suezkanal: 
Deutſch land ae a 3 5 | u | 8 s 
AN ee 48 1928 24 941 000 5977 2 427 000 9,9 
0 (TTT 4,8 > 
Bled ee 4,4 Panamakanal: 
uſw. x 1913 5 ES 2 = 

Eine genaue Sta. 1928 | 23 567 000 | 6456 | 797 000 3,4 
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an WE USA 
White Star 
England 


ympic i White Star 
Y England 


Aquitania 


Jede bade o m # 
N rankrei 


Paris 


a  „Homeric (Columbus) er 
* » England 


1 Augustus 


— Columbus i 
Dentin F 2 olumbus Ba 


Mauretania 


England 
ſtärke ſich ſtatiſtiſch erfaſſen läßt. 


tiſtik der internatio- 
nalen Schiffsbewe⸗ 
gung gibt es kaum, 
um mindeſten keine, 
ie detailliert zeigt, 
in welchem Umfange 
die einzelnen Na 
tionen über ſämtliche 
Weltmeere hin ihre 
Schiffe kreuz und 
quer fahren laſſen, 
welche Transporte 
von den Schiffen der 
verſchtedenſten Na ⸗ 
tionalitäten für die 
verſchiedenſten Na- 
tionalitäten unter 
nommen werden. 
Ein beſonders gu⸗ 
ter Maßſtab aber für 
die Rolle, die ein 
Land auf den Welt- 


meeren ſpielt, iſt 
ſein Anteil am 
Verkehr in den 
drei großen See⸗ 


kanälen der Welt, 
den einzigen Stellen, 
wo auf offenem 
Meer die Verkehrs 


Dieſe Fahlen lauten für das letzte 


volle Jahr 1928 (im Panamakanal nicht Kalenderjahr, ſondern Betriebs⸗ 


jahr 1. Juli bis 30. Juni) folgendermaßen: 


Sahl der 


Geſamtverkehr 
Schiffe 


N. R. T. 


Wordoftfee-Kanal: 


10 292 000 | 


54 628 
20 248 000 


54 102 


Deutſcher Anteil 


v. N. 


5 880 000 57,1 
9 066 000 
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Schließlich darf, um die erneute, hohe Geltung des deutſchen 
Reedereiweſens und Schiffbaus zu verdeutlichen, darauf hins 
gewieſen werden, daß von den 15 größten Schiffen, die zur Zeit 
die Meere durchfahren oder in naher Zukunft durchfahren werden, 
nicht weniger als acht auf deutſchen Werften gebaut worden ſind, 
wenn auch nur vier die deutſche Flagge tragen, da uns die anderen 
vier genommen worden find. Jene 15 größten Ozeanrieſen, die 
ſämtlich den Nordatlantiſchen Ozean befahren, ſind die folgenden: 
— — nn nn 


Früherer Name] Herkunft] Beſitzer 


Name des Schiffes 


Leviathan Vaterland deutſch Un. States] 59 957 
Majeſtic Bismarck 2 White Star] 56 551 
Berengaria Imperator Cunard 52 226 
Olympic — engliſch [White Star] 46 459 
Bremen 8 — deutſch | Nordd. LI. | 46 000 
Europa — 7 5 51 000 
Aquitania — engliſch Cunard 45 647 
Ile de France — franzöſiſch Co. Gen. | 43 000 
o aL — = CTransatl. | 36 558 
Home ric Columbus deutſch White Star] 34 356 
Auguſtus (Motor!) — italien. Ital. 2 33 000 
Columbus — deutſch Nordd. Cl.] 32 354 
Mauretania — engliſch Cunard | 50 704 
Statendam — niederld. Holl. Amer.] 28 150 
Cap Arcona — deutſch bg. Südam.] 27 000 


Allgemein haben fih die nationalen Anteile der Vorkriegs eit 
auf den Meeren im großen und ganzen wiederhergeſtellt, mögen 
auch geringe Verſchiebungen noch feſtgeſtellt werden können. Don 
der deutſchen Schiffahrt gilt dies ganz beſonders. Wir ſind heute 
ungefähr jo weit, daß wir zur See in der Kauffahrteifahrt 
dort wieder anzuknüpfen vermögen, wo die Entwicklung am 
1. Auguft 1914 vom Schickſal mit rauher Hand unterbrochen wurde. 


Die deutſche Handelslufifahrt, 


Entwicklung und Gegenwartsfragen. 


Am 5. Februar blickte die deutſche zivile Handelsluftfahrt 
auf eine elfjährige Vergangenheit zurück. Zwar war der Ge⸗ 
danke, das Luftfahrzeug als Verkehrsmittel friedlichen Swecken 
dienſtbar zu machen, auch damals nicht neu. Vorwiegend ſah 
man jedoch bis dahin in Flugzeug und Luftſchiff Kriegsinſtru⸗ 
mente. Wenn trotzdem ſchon vor dem Weltkriege einzelne 


Poſtflüge ausgeführt wurden, wie 
3. B. die erſte Luftpoſtbeförderung zwiſchen 
Bork und Brück in der Mark im Jahre 
1912, oder ſpäter zwiſchen Mannheim und 
Heidelberg uſw., ſo waren es doch mehr 
oder weniger Spielereien, die das meiſte 
Intereſſe bei den Briefmarkenſammlern 
fanden. Im Kriege find dann für militä⸗ 
riſche Swede in verſchiedenen Ländern, 
Deutſchland, England und Amerika Luft⸗ 
verkehrslinien betrieben worden, 
die Dienſtpoſt und Kuriere beförderten. 
Der Verſailler Vertrag zwang nach 
dem Kriege Deutſchland zur Ablieferung 


Das erſte Junkersverkehrsflugzeug 


Von Ingenieur Wilhelm Spiegel. 


rejp. Serftörung allen Luftfahrtsgeräts. Lediglich 149 Flug⸗ 
zeugzellen und 169 Motore wurden uns gelaſſen. Mit dieſen 
begann die bereits im Jahre 1912 auf Initiative der A. E. G. 
gegründete erſte deutſche Luftverkehrsgeſell⸗ 
ſchaft, die Ddeutſche Luftreederei“, ihren zivilen 
Luftverkehr. Den äußeren Anlaß zur Einrichtung der erſten 
deutſchen Luftſtrecke gab die in Weimar 
tagende Nationalverſammlung. Um dieſer 
eine Schnellverbindung mit der 
Reihshauptftadt zu ſchaffen, wurde, erſt⸗ 
malig am 5. Februar 1919, die Strecke 
Berlin — Weimar von notdürftig für 
zivile Zwecke hergerichteten ehemaligen 
Beobachtungsflugzeugen beflogen. Zu die⸗ 
ſer erſten Luftverbindung traten noch im 
ſelben Jahre die Strecken Berlin — 
Hamburg und Berlin —Banno⸗ 
ver — Ruhrgebiet. Bei der großen 
Verkehrsunſicherheit der damaligen Zeit 
konnte der Luftverkehr der Wirtſchaft 
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oft gute Dienſte leiſten. Auch den erſten Seebäder- 
dienſt finden wir ſchon im Jahre 1919, und zwar 
zwiſchen Berlin — Swinemünde, Berlin Warnemünde und 
Hamburg — Weſterland. Im nächſten Jahre wurden bereits 
Sonderdienſte zur Leipziger Frühjahrs⸗ und Berbſtmeſſe ein- 
gerichtet. 

Aber ſchon im erſten Jahr deutſcher Handelsluftfahrt 
begann man den Blick über die Grenzen des eigenen Landes 
hinaus zu werfen. Der erſte inter ⸗ 
nationale Suſammenſchluß 


Innenpolitik geſtiftet war, beſtand jedoch nur ſcheinbar. Ein 
leichter Anſtoß genügte, um im Herbſt 1928 einen Meinungs⸗ 
ſtreit aufleben zu laſſen, der mit großer Erbitterung auf den 
285 feindlichen Seiten, ungefähr ein halbes Jahr lang, 
tobte. 

Den Anlaß bildeten Streitigkeiten des Reiches und der 
Luft Hanfa einerſeits mit einer in der Zwiſchenzeit gegrün⸗ 
deten Ulein⸗Luftverkehrsgeſellſchaft, der „Nordbayeri⸗ 
ſchen Verkehrsflug G. m. b. ).“, 
an der die Länder Bayern, Sachſen, Thü⸗ 


von Luftverkehrsgeſellſchaften unter Mit⸗ 
wirkung der „D. L. R.“ wurde gegründet, 
die „International Air Traffic Associa- 
tion“ (J. A. T. A.). So konnte bereits 
im Jahre 1920 die erſte inter na⸗ 
tionale Luftverkehrslinie 
ihren Betrieb aufnehmen, der ſogenannte 
„Europa⸗Nordweſtflug“ KHo⸗ 
penhagen— Hamburg — Amſterdam. Im 
Jahre 1921 folgt die Gründung der 
„Deutſch⸗Ruſſiſchen Luft⸗ 
verkehrs⸗Geſellſchaft“ (Deru⸗ 
luft), die am 1. Mai 1922 den Betrieb 
auf der Strecke Königsberg 
Moskau aufnahm. Inzwiſchen hatte 
auch der Ausbau des innerdeutſchen 
Netzes weſentliche Fortſchritte gemacht. 
Die Hauptlinien der Jahre 1920/21 find 
Verbindungen von Berlin nach Bre⸗ 
men— Dortmund und Königsberg, wei⸗ 
ter Hamburg — Leipzig — Dresden, 
Hamburg — Magdeburg — Breslau. 
Dieſe an ſich erfreuliche Ausbreitung 
hatte jedoch eine weniger erfreuliche 


Verkehrsleistungen 1925 


Jahresflugstrecken 


ringen und verſchiedene Städte beteiligt 
waren. Dieſe hatte in aller Stille ſich 
in Süddeutſchland ein kleines Verkehrs⸗ 
netz geſchaffen und verſuchte, allmählich 
auch nach Norddeutſchland vorzudringen. 
Hier gab es anläßlich der Durchführung 
des Meſſe⸗Luftdienſtes Berlin — Leipzig, 
für den ſich beide Geſellſchaften inter⸗ 
eſſierten, die erſten Reibungen, wobei die 
Nordbayern für ſich in Anſpruch nahmen, 
billiger, d. kh. wirtſchaftlicher 
zu arbeiten als die Großgeſellſchaft. Sie 
verlangten deshalb zum mindeſten gleiche 
Rechte wie die „D. L. H.“, wogegen das 
Reich der von ihm geſtützten Geſellſchaft 
nicht durch ein ja ſchließlich auch aus 
öffentlichen Mitteln erhaltenes Unter- 
nehmen Konkurrenz machen laffen wollte. 
Die Führung in dem Meinungsſtreit 
gegen „R. D. M.“ und „D. L. H.“ 
übernahm der Reichstagsabgeord⸗ 
nete Sachſenberg (früher Jun⸗ 
bers⸗Luftverkehr), der außer dem durch 
den Fall „Nordbayeriſche“ akut ge- 
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Nebenerſcheinung: für faſt jede neue 
Linie wurde eine neue Luftverkehrs⸗ 
geſellſchaft gegründet, ſo daß bald neben einigen größeren Unter⸗ 
nehmungen vorübergehend mehr als 50 kleine Geſellſchaften fich 
gegenſeitig das Leben ſchwer machten, da der Luftverkehr da⸗ 
mals noch weniger als heute ein lukratives Geſchäft war. Die 
Folge war eine Konzentrationsbewegung, aus der ſchließlich 
1925 zwei große Geſellſchaften hervorgingen, die „Junkers 
Luftverkehrs A. G.“ und die „Deutſche Aero⸗ 
Lloyd A. G.“. Jetzt fette die planmäßige Bildung eines 
Luftverkehrs neges ein. Die Konkurrenz der beiden Gefell- 
ſchaften förderte die Ausbrei⸗ 
tung ebenſo, wie der Ehrgeiz 
der Städte, ja Städtchen, auch 
an das Luftverkehrsnetz ange⸗ 
ſchloſſen zu ſein. Geſund war 
dieſer extenſive Luftverkehrs 
betrieb aber ſchließlich beiden 
Geſellſchaften nicht. Ihre in⸗ 
neren Kräfte waren bald ſo 
weit aufgezehrt, daß ſich 
ſchließlich im Jahre 1925 das 
Reich, das bisher beide Un- 
ternehmen unterſtützt hatte, 
zum Eingreifen entſchloß und 
einen Zufammenjchluß herbei- 
führte. Beſonders bei der Jun⸗ 
kers Luftverkehr A. G. ſtießen 
dieſe Maßnahmen auf Wider⸗ 
ſtand, was ſich leicht aus dem 
Suſammenhbang zwiſchen Ver- 
kehrs⸗ und Produktionsunter⸗ 
nehmen erklärt, ein Zuſammenhang, der beim Aero⸗Lloyd 
als reinem Reedereibetrieb nicht beſtand. Allerdings fand 
der Schritt des Reiches auch in freien Wirtſchaftskreiſen 
nicht unbedingte Billigung, da man durch Ausſchalten des 
Wettbewerbes und Errichtung eines monopolähnlichen 
Betriebes das Streben nach Sigenwirtſchaftlichkeit 
gefährdet ſah. Anfang 1926 erfolgte dann die Gründung der 
Einheits⸗Geſellſchaft, der „Deutſchen Luft Hanfa 
A. G.“, die im April desſelben Jahres ihren Betrieb auf⸗ 
nahm. Die Ruhe, die damit gewaltſam in der Luftverkehrs 
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wordenen Monopolproblem noch die 
Fragen der Auslandsbetäti⸗ 
gung und der ESigenwirtſchaftlichkeit aufrollte. 
Er glaubte, den Auslandsluftverkehr der Initiative der. 
Induſtrie überlaſſen zu müſſen, während die Luft Hanfa 
als Reichs unternehmen auf den Betrieb der von 
Deutſchland direkt ins benachbarte Ausland führenden Linien 
beſchränkt ſein ſollte. Der rein innerdeutſche Verkehr 
ſollte billiger arbeitenden Kleingeſellſchaften überlaſſen werden. 
Das Ergebnis des Kampfes iſt bisher etwa folgendes: 
Die Luft Hanfa behält in ihrer Auslandstätigkeit 
freie Hand. Im inne ⸗ 
ren Betried wird mehr als 
bisher der Gedanke der Eigen⸗ 
wirtſchaftlichkeit forciert. Die 
Subventionen wurden gekürzt, 
dafür aber auf zunächſt drei 
Jahre feſtgelegt, um eine plan⸗ 
mäßigere Wirtſchaft zu ermög⸗ 
lichen. Die Reichs po ſt 
nahm im verfloſſenen Jahre 
ein ſtärkeres Intereſſe am 
Luftverkehr (eigene Poſt⸗ 
linien, Dampferzubringer⸗ 
dienſt), desgleichen wurden 
Spezialfrachtlinien 
eingerichtet, da Poſt und 
Fracht eher Eigenwirt- 
ſchaftlichkeit verſpre⸗ 
chen als die Perſonenbeför⸗ 
derung. Betreffs des inner⸗ 
deutſchen Verkehrs ſchweben 
Verhandlungen zwiſchen der Luft Hanja 
Nordbaperiſchen Verkehrsflug A. G. (1929 zur 


ausſichtsveiche 
und der 
A. G. umgewandelt), die eine gegenſeitige Intereſſenabgren⸗ 
zung zum giele haben, derart, daß der „Verkehrsflug“ 
ein beſtimmtes Hleinluftverkehrsnetz abgetreten wird. Gleidh- 
zeitig ift eine Beteiligung der Luft Hanfa an der „Ver⸗ 


kehrsflug“ vorgeſehen. Außerdem haben ſich einige 
lokale Geſellſchaften gebildet, wie z. B. in Hamburg, Wil⸗ 
helmshaven-Rüftringen und Krefeld, in Berlin ein Luftfracht⸗ 
maklerunternehmen, die den friiher von der D. L. B. betrie⸗ 
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benen Verkehr in Form von Bedarfs oder Taris 
verkehr in eigene Regie genommen und gezeigt haben, daß 
es für den Klein luftverkehr noch wirtſchaftlichere 
Formen als den Groß- und Einheitsbetrieb gibt. 5 

Die zuletzt genannten Umſtände, vor allem aber die er⸗ 
heblichen Subventionskürzungen für das Geſchäftsjahr 1929/50 
haben dazu geführt, daß die Derkehrsita- 
tiſtik für 1929 zum erſten Male die ſtändig 
anwachſende Tendenz der vorangegange⸗ 
nen Jahre unterbricht und eine Minde ⸗ 
rung aufweiſt. Die Tatſache jedoch, daß 
dieſer Rückgang ſich hauptſächlich auf die 
Kilometerleiſtung und Perſonenbeförde⸗ 
rung erſtreckt, während die Sahlen für 
Fracht und Poſt entweder gleichbleiben 
oder eine geringere Minderung, relativ 
aljo eine Steigerung, aufweifen, bes 
weiſt, daß nach der wirtſchaftlichen 
Seite im letzten Jahre ein Fortſchritt 
feſtzuſtellen ift, der zeigt, daß die im Win- 
ter 1928/29 von ſeiten der Öffentlichkeit 
geübte Kritik an der Suftfahrtführung der 
öffentlichen Hand doch nicht ganz ohne Erfolg war. 

Das Auslandsintereſſe der D. L. H. bewegt ſich zur Seit 
in drei Hauptrichtungen, 1. nach dem Fernen Often, 2. nach 
Südamerika, 5. nach der Türkei. Ein greifbarer Erfolg wurde 
bisher nur bei dem dritten Projekt erreicht, nämlich der Ab- 
ſchluß eines 20jährigen Poſtvertrages mit der türkiſchen Re- 
gierung. Der Weg nach Fernoſt, für den die techniſchen Dor- 
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ausſetzungen als gegeben angeſehen werden können, iſt bisher 
leider durch politiſche Schwierigkeiten verſperrt, während 
für den Überflug nach Südamerika, wo der Anſchluß an das 
Netz des der Luft Hanfa naheſtehenden Kondor⸗Syndikates ger 
funden werden ſoll, zunächſt noch das geeignete Fluggerät 
fehlt. 


Der Optimismus, der in den letzten Jahren in der 
Frage des Transozeanluftver⸗ 
kehrs vielfach zur Schau getragen wurde, 
ift nicht berechtigt. Auch unſere moder- 
nen Rieſenflugboote find noch nicht in der 
Lage, die weiten Meeresſtrecken mit einem 
wirtſchaftlichen Nutzen zu überqueren, da 
der Nutzlaſtanteil bei der Zurücklegung 
großer Strecken infolge des großen Brenn⸗ 
ſtoffverbrauchs zu gering wird, wenn 
nicht ganz verſchwindet. Wann das 
für diefe Swecke geeignete Großflugzeug 
geſchaffen wird, läßt ſich bei dem heutigen 
Stande der Flugtechnik noch gar nicht vor⸗ 
ausſagen. Dagegen läßt fich die Vermu⸗ 
tung ausſprechen, daß die neuen Jeppe- 
lin⸗Luftſchiffe, die in Friedrichs⸗ 
hafen und in Amerika im Bau ſind, vielleicht die Lücke aus⸗ 
füllen, die die Fluggeräte „ſchwerer als Luft“ heute noch laſſen. 
Aus dieſem Grunde find die Luft Hanfa und die mit ihr zuſam⸗ 
menarbeitenden Schiffahrtsgeſellſchaften zur Zeit gern bereit, 
den Verkehr mit Luftſchiffen in ihr Programm einzubeziehen. 
Aber auch hier muß abgewartet werden, ob die neuen Grof- 
luftſchiffe die in ſie geſtellten Erwartungen erfüllen. 


Deutſchland und Oſterreich. 


Don Bundeskanzler Dr. Schober. 


Mein Berliner Beſuch folgte ziemlich unmittelbar einer 
Fahrt nach Rom, wo es mir gelungen iſt, die Wiederher⸗ 
ſtellung guter nachbarlicher und freundſchaftlicher Be⸗ 
ziehungen zu Italien durch einen Schiedsgerichtsvertrag zu 

iegeln, wie wir ihn bereits mit einer Reihe von anderen 
Staaten abgeſchloſſen haben. Man hatte auf der Haager 
Konferenz, deren Ergebniſſe für das 
Deutſche Reich von ganz beſonders 
ſchickſalhafter Bedeutung find, die De- 
viſe ausgegeben, den Weltkrieg mit 
allen feinen letzten Überreſten zu li- 
quidieren, um endlich ein neues Eu- 
ropa aufbauen zu können. Die Klä- 
rung des Derhältniffes zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Italien gehörte ganz weſent⸗ 
lich zu dieſem Aufgabenkreis, und 
deshalb glaube ich nicht nur unſeren 
eigenen Intereſſen, ſondern auch denen 
aller Deutſchen, ja darüber hinaus auch 
der internationalen Verſtändigung 
durch das befriedigende Ergebnis in 
Rom einen Dienſt erwieſen zu haben. 

Nun war endlich der Augenblick 
zu der ſchon lange geplanten Reife 
nach Berlin gekommen, zu der es einen 
wahrhaft öſterreichiſchen Staatsmann 
auch dann drängen muß, wenn keine 
beſonderen Probleme vorliegen, die da⸗ 
bei gelöſt werden können. Dieſe Be⸗ 
ſuche öſterreichiſcher Miniſter im Reiche 
und reichsdeutſcher Staatsmänner in 
Oſterreich werden ſicherlich bei unſerer 
Stammesgleichheit immer mehr als 
eime Selbſtverſtändlichkeit aufgefaßt werden, die keiner be⸗ 
ſonderen Begründung bedarf. 

Eine taufendjährige Geſchichte verbindet die Oſtmark, 
das heutige Öfterreich mit Beutſchland, und auch als Der- 
treter der deutſchen Kultur in Öfterreich, als Dertreter des 
Landes, das auf allen Gebieten der hochentwickelten deutſchen 
Kultur Schätze von unvergänglichem Werte hervorgebracht 


hat, freue ich mich, Bekenntnis ablegen zu können. Denken 
wir an das Nibelungenlied, das, die beiden deutſchen 
Schickſalsſtröme verbindend, das größte Kleinod deutſcher 
Dichtkunſt iſt, erinnern wir uns an die Pflege des 
Minnegeſanges am Hofe der Babenberger, denken wir 
daran, daß die geiſtige Verbindung zwiſchen dem deutſchen 
Norden und Süden nie abgeriſſen iſt, 
wie fie zur Seit der deutſchen Klaffi? 
mit einem Goethe und Schiller den 
öſterreichiſchen Klaffiter Grillparzer 
der Weltliteratur gab und daß Wien 
die hervorragendſte Pflegeſtätte der 
deutſchen Muſik geworden ift. Die in 
den letzten Jahren begangenen Jahr⸗ 
hundertfeiern für den Tonheros Beet- 
hoven und den Liederfürſten Schubert 
ſind nur wenige Beiſpiele für meine 
Worte. Die Not des Krieges, das Elend 
der Nachkriegszeit, die vielen tauſend 
Wunden, welche die letzten 16 Jahre 
uns geſchlagen haben, konnten daran 
nichts ändern, ſie haben uns vielmehr 
nur noch in höherem Maße einander 
nähergebracht. Gemeinſam war und iſt 
uns die mühevolle Arbeit an der Wie⸗ 
deraufrichtung deffen, was die Kriegs- 
kataſtrophe an kulturellem und materi⸗ 
ellem Beſitztum der deutſchen Nation 
vernichtet hat. Gemeinſam ift uns der 
Wille, ein feſtes Fundament für eine 
Zukunft zu bauen, die uns jenes Leben 
ermöglicht, auf welches das deutſche 
Volk im Hinblick auf die Größe 
Dergangenheit und feiner kulturellen Leiſtungen 


ſeiner 
Anſpruch hat. 

Ich ſchließe mit dem Wunſche, daß mit der Haager Kon- 
ferenz der Leidensweg des deutſchen Volkes im Reiche und in 
Öfterreich ein Ende finden möge, und daß von nun an die 
beiden deutſchen Brüder Hand in Hand der Sonne entgegen⸗ 
gehen können. 
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Internationale Rapitalwanderung- Europäifches Steuerrecht? 


Don Kurt Geinig, M. d. R. 


Die Tatſachen ſchaffen neue Erkenntniſſe, und diefe ſprengen 
biftorifche Horizonte * 

Am 9. September 1929 ſprach der Reichsaußenminiſter Streſe⸗ 
mann in Genf davon, daß er es ablehne, die wirtſchaftliche Dereini- 
gung und Vereinfachung der europäiſchen Staaten als eine Utopie 
anzuſehen. Er fragte: Wo bleibt die europäiſche Münze, wo 
die europäiſche Briefmarke d 2 

Wir glauben, diefe Fragen laſſen fih umfaſſend ergänzen, 
ohne daß damit weiter in das Gebiet zukunftweiſender Phantaſie 
geſchritten würde als mit den obigen Fragen. Nehmen wir als 
Beiſpiel die internationale Hapitalwanderung. Die Kapital- 
wanderung innerhalb Europas iſt heute eine Selbſtverſtändlichkeit. 
Das „goldene Blut“ fließt durch das Aderſpſtem ganz Europas, es 
kennt keine Landesgrenzen. Mit moraliſchen oder politiſchen 
Argumenten iſt dieſen Tatſachen ebenſowenig beizukommen wie 
mit den Begriffen der Überfremdung und Steuerflucht. 
Europa wird eben immer mehr zur wirtſchaftlichen Einheit, unter 
Schmerzen und Krifen — aber die Tatjache ſelbſt ift nicht zu 
leugnen. Warum ſollte dann nicht im . dieſer ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Entwicklung in nächſter Zukunft eine europäiſche 
Steuergeſetzgebung möglich fein? 

Unterſuchen wir das Problem am praktiſchen Beiſpiel. 


In vielen deutſchen Induſtrien arbeitet ausländiſches Kapital. 
Regiſtrieren wir die Tatbeſtände ſyſtematiſch. 

Das amerikaniſche Kapital hat Intereſſen in der 
deutſchen Papier- und Fellſtoffinduſtrie, in der Grammophon- und 
Schallplatteninduſtrie, bei den Banken, in der chemiſchen Induſtrie, 
in der Automobilinduſtrie, in der Elektrizitätsinduſtrie. 


Das engliſche Kapital hat Intereſſen in der deutſchen 


Automobil- und Elektrizitätsinduſtrie, in der Schiffahrt, in der 
Schloß induſtrie, der Tertilinduftrie, bei den Warenhäuſern und in 
der Raſierklingeninduſtrie. 

Das holländiſche Kapital hat Intereſſen in der deutſchen 
Margarine», Gl-, Tabak-, Radios, Munſtſeide⸗, Metalls, Glas- und 
Glühlampeninduſtrie, im Hotelgewerbe, bei den Warenhäuſern, in 
der Kosmetik und in der Telegrapheninduſtrie. 

Das belgiſche Kapital hat Intereſſen in der deutſchen 
Glas-, Kork-, Kohle- und Elektrizitätsinduſtrie. 

Das franzöſiſche Kapital hat Intereſſen in der deutſchen 
Kohle-, Elektrizitäts-, Eifen- und Mühleninduſtrie. 

Das luxemburgiſche Kapital hat Intereſſen in der 
deutſchen Kabel- und Kohleninduftrie, 

Das Schweizer Kapital hat Intereſſen in der deutſchen 
Elektrizitäts-, Schokoladen- und Linoleuminduſtrie, außerdem im 
Hotelgewerbe. 

Das italieniſche Kapital hat Intereſſen in der deutſchen 
Automobilinduſtrie. 

Das tſchechoſlowakiſche Kapital hat Intereſſen in der 
deutſchen Schokolade⸗, Braunkohle⸗ und Schuhinduſtrie. 

Das pol niſche Kapital hat Intereſſen in der deutſchen 
Eiſen⸗ und Kohleninduftrie. 

Das ſchwediſche Kapital hat Intereſſen in der deutſchen 
Kugellager- und Fündholzinduſtrie. 

Ebenſo umfaſſend, wenn auch ſchwieriger zuſammenzuſtellen, 
iſt die Liſte semen außerdeutſchen Induſtrien, in denen deutſches 
Kapital arbeitet. Es ſei hier nur an die ſpaniſch⸗ſüdamerikaniſchen 
Intereſſen der deutſchen Elektrizitäts induſtrie, an die 
holländiſch⸗ſüdamerikaniſchen Intereſſen der deutſchen Baugroß- 
unter nehmungen, an die ſchwediſch⸗engliſchen Verbindungen 
der deutſchen Papier induſtrie, an die holländiſch⸗amerikaniſchen 
Verknüpfungen der deutſchen Kunſtſei de induſtrie, an die inter⸗ 
nationalen Arbeitsgebiete der deutſchen chemiſchen Induſtrie und 
der deutſchen Linoleum induſtrie erinnert. Dazu kommt noch, 
daß in den jüngſtvergangenen Jahren hunderte der großen und 
größten deutſchen Aktiengeſellſchaften und Tauſende von Privat- 
firmen fih durch Hründung von ausländiſchen Tochtergeſellſchaften, 
durch Verbindung mit Vorreſpondenzfirmen oder durch die 
Schaffung einfacher Kontokorrentkonten in nichtdeutſchen Banken, 
ee Sirom der internationalen Kapitalwanderung angeſchloſſen 

aben: 

Unterſucht man diefe Verbindungen genauer, dann ergeben ſich 
zwei charakteriſtiſche Tatbeſtandsreihen. 

Der Fufluß internationalen Kapitals in deutſche 
Unternehmungen durch Anteilnahme an ihnen oder durch deren 
Erwerbung erfolgt zu dem Zwecke der Eingliederung des deutſchen 
Marktes in internationale Marktherrſchaften. In allen dieſen 
Fällen iſt alſo das, was man Überfremdung nennt, nicht nur in 
Deutfchland, ſondern auch in anderen Ländern eingetreten. In 

k England ift die Kugellagerinduftrie und die Induſtrie der 
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Raſierklingen genau fo „überfremdet” wie in Deutjchland. 

n Frankreich und Belgien gilt das gleiche für die Zündhölzer 
trotz der Sondermonopole) und für Schokolade, wie es bei allen 
nichtdeutſchen Ländern Europas für elektriſche Birnen zue 
trifft. Nicht nur die deutſche Margarine induſtrie ift iber- 
fremdet und auch nicht nur die deutſche Schallplatten ⸗ 
induftrie, alle europäiſchen Länder find europäiſch oder 
europäiſch⸗amerikaniſch „überfremdet“! 

Dazu kommt bei dieſer internationalen Verknüpfung noch als 
weiteres, daß nicht nur die Produktionen verbunden wurden, 
um den europäiſchen Markt als ganzes zu beherrſchen, das Kapital, 
mit dem dieſe Organiſation verſucht oder zuſtande gebracht wird, 
iſt zumeiſt ſeinerſeits ebenfalls international. 

Die großen ſpaniſchen und peloten Derwaltungsgefellfchaften 
gewaltiger internationaler Elektrokonzerne geben ihre Aktien⸗ 
emiſſionen an allen Börſen der Welt. Die jungen Aktien der 
Compania Hispano-Americana de Electricidad, Madrid (Chade), 
find ebenſo wie die Svenska Tändſticks Aktiebolaget, Stockholm 
(Schwediſche Zündholz A.⸗G.), die Standardwerte aller großen 
europäiſchen Börſen; ſie werden auch in Berlin offiziell notiert. 

Der Tatbeſtand dieſer „überfremdung“ ift alfo wohl nicht, wie 
oberflächlicherweiſe gern angenommen wird, die Zerjtörung der 
deutſchen Induſtrie, ſondern deren Eingliederung in europäiſche 
oder gar weltwirtſchaftliche Kombinationen des Privatkapitals. 
Man darf nie vergeſſen, daß zur Vergewaltigung die Überwindung 
des einen durch den anderen gehört; bisher iſt in der deutſchen 
Induſtrie kaum ein ſolcher Fall zu regiſtrieren geweſen. Von der 
internationalen Derftändigung in der Automobilinduſtrie bis zum 
Linoleumtruſt ift immer eine freiwillige Derftändigung und Dere 
einbarung zwiſchen dem deutſchen und dem internationalen Pro⸗ 
duktionskapital und Finanzkapital erfolgt. 

In allen den eben geſchilderten Fällen handelt es ſich letzten 
Endes um internationale Se e nicht um ger- 
ſtörung der deutſchen Induſtrien. benſowenig handelt es ſich bei 
der Auswanderung der deutſchen Induſtrie um Dernichtung anderer 
nationaler Induſtrien, ſondern um die produktionelle Anreicherung 
jener Länderwirtſchaften. 

Das andere Syſtem der internationalen Kapitalmanderung 
— und das ſcheint uns heute das brennende zu ſein — umfaßt nicht 
das Gold, das zur Produktion kommt, ſondern die Rente, die aus 
die Warenerzeugung erzielt wird. Das Spftem dieſer inter- 
nationalen Kapitalwanderung arbeitet nach dem Grundſatz, daß 
der Gewinn in jene Länder abfließen dürfe, die die geringſten 
Steuern verlangen. Dieſe internationale Rentenwanderung hat den 
ausgeſprochenen Zweck der Flucht des Verdienſtes. 

Die Wanderung der Verdienſte, ja fogar der Unternehmungen 
ſelbſt wird heute durch die Steuerpolitik einzelner Länder bewüßt 
poſitiv beeinflußt. 

Sur Seit findet zwiſchen einer ganzen Anzahl europäiſcher 
Kleinſtaaten ein förmlicher e um die niedrigſten 
Beſteuerungsſätze für einwanderndes Kapital und zuziehende 
Aktiengeſellſchaften ſtatt! Es ſind überdies nicht nur kleinſte 
Länder, die in dieſer Richtung ihre Steuergeſetzgebung neu geſtalten. 

Vor kurzem hat Luxemburg ein Geſetz beſchloſſen, wonach 
die Beſteuerung ſolcher Aktiengeſellſchaften, die reine Aktienver⸗ 
waltungsgeſellſchaften ſind, in ganz bedeutendem Maße herabgeſetzt 
wird. Ein heftiger Konkurrent des kleinen Luxemburg iſt das noch 
kleinere Fürſtentum Liechtenſtein. In dieſem Tändchen mit 
feiner Hauptſtadt Vaduz ſitzen Aktiengeſellſchaften von Weltruf und 
erdballumfaſſendem Geſchäft. 

Swiſchen der Schweiz und Holland findet ſeit langem 
ein heftiger Uampf um die günſtigſten Bedingungen für ein⸗ 
wanderndes Kapital ſtatt. In der Schweiz find dabei wieder die 
einzelnen Kantone in Lokalkonkurrenz. Es iſt manchmal beinahe 
amüſant, wenn man privatkapitaliſtiſche Fachleute darüber ſtreiten 
hört, ob im Schweizer Kanton Glarus oder im Kanton 
Schaffhauſen das zuwandernde Kapital ſteuerlich am 
günſtigſten ſtehe! 

Der Kampf um die Zuwanderung des Kapitals iſt heute ſchon 
fo weit entwickelt, daß die Steuerbehörden der verſchiedenen Länder 
ſich gegenſeitig bei den großen internationalen privatkapitaliſtiſchen 
Geſellſchaften unterbieten. Das freie Steuerabkommen tritt nicht 
felten an Stelle der Geſetze! 

Legen dieſe Tatſachen nicht den Gedanken einer europäiſchen 
Steuergeſetzgebung ſehr nahed Es iſt ja nicht nur Gewinn, der 
aus Deutſchland flüchtet. Andere europäiſche Länder mit ähnlich 
entwickelter Steuergeſetzgebung müſſen das gleiche erleben. Iſt es 
auf die Dauer erträglich, daß ſich in Europa ſteuerliche Exklaven 
erhalten, in die Unternehmungen mit ihren Gewinnen flüchten, 
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deren geſamtes Geſchäft von allen europäiſchen Völkern getragen 
würd wing 90 internationale Steuerflucht nicht letzten Endes 
zur europäiſchen Steuerverſtändigung ? 

Sicher iſt auch dieſe hier angeſchnittene Frage nicht an einem 
Tage zu löſen. Aber es muß mit ihr eine Auseinanderſetzung er⸗ 
folgen. Es geht nicht an, daß Kapitalerport das eine Mal als 

ldentat und zum anderen Male als Verbrechen geſtempelt wird. 
benſowenig ift es möglich, Kapitalimport mit der einen Hand 
jubelnd zu begrüßen, mit der anderen zornig zu verfemen. Kapital 


ift eine Realität, ebenſo der Gewinn. Es ift mit ihm ſachl ich, 
d. h. ohne Liebe oder Haß, aber zweckmäßig, umzugehen. Wenn er 
„mit dem Federhalter über die Grenze ſpringt“, weil er vor hohen 
Steuern ſcheut, fo darf man fih nicht damit beruhigen, daß das im 
Lande zurückbleibende Einkommen die Wiedergutmachungslaſten 
noch zu leiſten vermag. Ebenſo wie die Wiedergutmachung und 
ihr Noung-Plan ift die internationale Kapitalwanderung und die 
Laſtenaufbringung eine europäiſche Angelegenheit. Ein Teil von 
ihr muß die zukünftige europäiſche Steuergeſetzgebung werden. 


Dr. Adolf Köſter T. 


Es ip für die unzähligen Freunde Dr. Adolf Köfters ein 
kaum zu faſſender Gedanke, daß dieſer ſtarke, lebensfrohe, in ſeiner 
äußeren Erſcheinung wie in ſeinem wWeſen noch fo junge Menſch 
nicht mehr zu den Lebenden zählt. 

Noch nicht J7jährig ift der deutſche Geſandte in Jugoſlawien 
nach eintägiger Krankheit dahingerafft worden. Erſt vor wenigen 
Wochen, kurz vor Weihnachten, hatte er ſich aus 
dienſtlichen Gründen längere Zeit in Deutſch⸗ 
land, vor allem in Berlin, aufgehalten. Immer 
wieder freuten ſich ſeine zahlreichen Bekannten, 
wenn dieſer mit dem politiſchen und geiſtigen 
Leben in der Heimat ſo eng verbundene deutſche 
Auslandsdiplomat wieder einmal nach längerer 
Jeit in ihrer Mitte weilte. Früher kam er von 
Riga, und wußte viel Intereſſantes über die 
baltiſchen Randftaaten, über das dortige Deutſch⸗ 
tum und über ſowjetruſſiſche Probleme zu er⸗ 
zählen; neuerdings kam er von Belgrad, und fo 
wurden ſeine mündlichen Berichte über die viel⸗ 
feitigen und brennenden Probleme Jugofla- 
wiens und des Balkans überhaupt um fo feſ⸗ 
ſelnder, als fein neuer Wirkungskreis an Auss 
dehnung und an Wichtigkeit noch gewonnen 
hatte. Jeder, der mit dieſem klugen Beobachter, 
mit dieſem liebenswürdigen Menſchen, mit die⸗ 
ſem tatenfrohen Politiker und Diplomaten in 
Berührung kam, erkannte ſofort den hohen Wert 
dieſer Perſönlichkeit und konnte nur wünſchen, 
daß ſie bald auf einem noch wichtigeren Poſten 
zum Nutzen des Deutſchen Reiches Verwendung 
finden möge! 

Eine heimtückiſche Erkrankung, 
ſpät erkannte 
nachfolgender 


eine zu 
Blinddarmentzündung mit 
Dereiterung und Blutvergiftung hat 


dieſen 
tarten und frohen Menſchen innerhalb weniger Tage auf die 


ahre gelegt, feine Pläne und Hoffnungen vernichtet, die 
Deutſche Republik eines ihrer wertvollſten und zukunftsreichſten 
Söhne beraubt. — 

Als unmittelbar nach dem Kapp-Putfch der jetzige Reichskanzler 
Hermann Müller die Regierung zum erſten Male übernahm, er⸗ 


nannte er zum Außenminiſter den damals erft 57jährigen Adolf 
Möſter. Diele, die ihn nicht genügend kannten, wunderten fih über 
die Wahl, viele wußten nicht, daß Köfter ſchon damals auf eine zehn ⸗ 
jährige erfolgreiche Tätigkeit zurückblicken konnte: als Privatdozent der 
Philoſophie, als Romanſchriftſteller, als ſozialdemokratiſcher Redal- 
teur und ſpäter Uriegsberichterſtatter, und ſchließlich als unermüd⸗ 
licher Sachverwalter der deutſchen Sache in 
feiner Schleswig-kolſteiner Heimat, wo er im 
Winter 1920 als Reichskommiſſar bei der 
deutſch⸗däniſchen Dolksabſtimmung gewirkt 
hatte. Wenn er auch das Miniſterium des 
Auswärtigen nur kurze Zeit leiten konnte, er 
hatte ſich in dieſen Wochen doch ſo weit durch⸗ 
geſetzt, daß man ihm im Oktober 1921 das 
e des Innern anvertraute, das 
er mit großer Tatkraft im Geiſte der Weimarer 
Verfaſſung über ein Jahr führte. Seine jpä- 
teren Erfolge als Diplomat laſſen ſich am beſten 
durch zwei Tatſachen dokumentieren: in Riga 
traten bei einer e die lettiſchen 
Parteien an ihn mit der Bitte heran, bei den 
Verhandlungen mit der deutſchen Minderheit 
über den Eintritt in ein Koalitionstabinett zu 
vermitteln. Gibt es überhaupt ein größeres 
Zeichen von Dertrauen in die Autorität und in 
den Takt eines fremden Diplomaten? Und 
der zweite Beweis — den hat er freilich nicht 
mehr erlebt, aber er kann ſeine Familie und 
das mit ihm trauernde deutſche Volk mit Stolz 
erfüllen: Ganz Jugoſlawien hat durch feine 
berufenſten Vertreter — König, Regierung, dis 
plomatiſchen Korps, Arbeiterkammern, deutſche 
Kolonie — dem toten deutſchen Geſandten ein 
Ehrengeleit gegeben, wie es daheim ſelbſt einheimiſchen Staats- 
männern kaum zuteil geworden war. bwohl er weniger als zwei 
Jahre in Jugoſlawien wirkte, hat die Stadt Begrad beſchloſſen, 
eine Straße nach Adolf Köfter zu benennen. 


Deutſchland hat einen ſeiner beſten Söhne viel zu früh verloren! 
Victor Schiff. 


Die Orientpolitik der Labour⸗Pariy. 


Don Dr. Elias Rurwicz. 


In ihrer Einſtellung gegenüber dem geſamten Komplex der 
Orientprobleme des Empire befolgt die Labour Party methodiſch 
dasſelbe Prinzip wie in der Innenpolitik: keine gewaltſame und 
überſtürzte Umwälzung, fondern eine langſame, ſyſtematiſche Ande⸗ 
rung der Dinge. der Grund dieſer Haltung liegt hier aber nicht 
nur in den allgemeinen Anſchauungen der Labour Party, nicht nur 
ferner in dem vielfach hemmenden Widerjtand der noch in den Tras 
ditionen der überlieferten britiſchen Orientpolitik ſteckenden 
Diehards, ſondern ä ebenſoſehr in der Struktur des Em⸗ 
pire ſelbſt. Hat doch Rudolf Kjellen dieſes über den ganzen 
Planeten zerſtreute, räumlich unzuſammenhängende Weltreich ein 
Wunderwerk der britiſchen Staatskunſt“ genannt. Jit nicht bei der 
Handhabung eines derartigen Kunſtwerks große Dorficht geboten d 

Dennoch kann ſchon heute behauptet werden, daß die wachſende 
Einſicht in die hiſtoriſche Notwendigkeit der Nationalbewegung der 
Orientvölker die Labour Party, bei aller Vorſicht, zu einer 
Anderung der überlieferten britiſchen Orientpolitik veranlaßt, die 
in dem den des divide et impera oder in einem Lavieren 
zwiſchen den Dingen beſtanden hat. demgegenüber will die Grient⸗ 
politik der Kabour-Männer offenbar in ehrlicher Weife dem Selb- 


ſtändigkeitsſtreben der Grientvölker Rechnung tragen; ihr letztes 
Biel aber ift: Umwandlung der jetzt beherrſchten oder bevor⸗ 
mundeten Gebiete in Dominions, in freie Mitglieder eines 
föderativen britiſchen Weltreiches der Fukunft. Das förmliche 
Verſprechen des Dominion-Status an Indien, die Abberufung des 
ſcharfmachenden Lord Lloyd aus Kairo ſogleich nach der Regierüngs⸗ 
übernahme der Labour Party, die Anbahnung eines neuen Regimes 
in ebene die Voranmeldung des Eintritts des Iraks in den 
Völkerbund — iſt das alles nicht ein hinlänglicher Beweis für die 
oben charakteriſierte Einſtellung ? : 

Am deutlichſten kann man alle dieje Züge der neuen britiſchen 
Orientpolitik an dem anglo-ägyptifhen Paktentwurf ſtudieren, der 
ja das detaillierteſte und zugleich am heftigſten umſtrittene 
Vertragswerk der Labour s im Orient darjtellt. Jene, die 
den Willen der Labour Party zur Neugeſtaltung des Orients 
leugnen, verweiſen auf ſolche Beſtimmungen dieſes Vertrags⸗ 
entwurfs, wie z. B., daß die engliſchen Truppen, die bisher in 
Kairo ſtationiert waren, nun nach der Gegend des Suez-Kanals 
und der Küfte des Roten Meeres verlegt werden ſollen, was ja 
lediglich einen Stellungswechſel darſtelle; oder auf die Wieder⸗ 
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herſtellung der engliſch⸗ägyptiſchen Verwaltungsgemeinſchaft im 
Sudan (an Stelle der bisherigen alleinigen Englands), was ja 
nur die Wiedereinführung des Status quo ante ſei uſw. 


Daß es ſich indeſſen bei allen dieſen Dingen nicht lediglich 
um unbedeutende Formalien handelt, beweiſt der außerordentlich 
heftige Widerſtand, den das Oberhaus erſt Mitte Dezember v. J. 
dem neuen Dertragsentwurf entgegenſetzte, ganz abgeſehen von der 
Kritik ſolcher Preßorgane wie „Daily Expreß“, „Morningpoſt“ und 
„Evening Standard“. Die Hauptvorwürfe, die im Unterhaus noch 
Ende 1929 von Chamberlain u. a. gegen die Agyptenpolitik erhoben 
wurden, gipfelten darin, daß ſie die Beſitzungen Englands in 
Überfee und das Leben und Eigentum der Engländer in Agypten 
ſelbſt gefährde. Dieſe Kriti? ſchießt weit über das Ziel 
hinaus: denn die engliſche Truppenmacht wird zwar aus der 
Hauptitadt verlegt, bleibt aber doch im Lande, ebenſo wie die 
Luft ſtreitkräfte; die Kapitulationen follen zwar aufgehoben 
werden, dafür aber die gemiſchten Gerichte bleiben uſw. In alle⸗ 
dem offenbart fih der Kompromißcharakter der neuen 
Orientpolitik. Daß diefe dennoch als Fortſchritt empfunden wird, 
beweiſt aber doch wohl am beſten ihre Aufnahme in Agypten ſelbſt: 
die Hauptorgane der dortigen Preſſe: „Al⸗Aram“ und „Al Siaſſa“ 
begrüßten ſie; vor allem aber: der Führer der intranſigenten Wafd, 
Nahas Paſcha, bejaht fie gleichfalls! Das Grundmotiv dieſer Be- 
jahung beſteht darin, daß England nunmehr den Beitritt Agyptens 
in den Völkerbund freigibt, daß das bisherige Verhältnis zwiſchen 
den beiden Staaten in ein militäriſches und politiſches Bündnis 
umgewandelt werden ſoll, und — last not least — daß Agypten 
in finanzieller und wirtſchaftlicher Beziehung freie Hand erhält. 
Der engliſche Derwaltungsapparat foll auf einen Juſtiz⸗ und 
Finanzberater reduziert werden; ſollte aber Agypten künftighin 
ausländiſche Berater aus freien Stücken anſtellen, ſo verpflichtet es 
ſich allerdings, dazu Engländer zu beſtellen. — Die inzwiſchen 
ſtattgefundenen Parlamentswahlen haben der Wafd⸗Partei einen 
unbeſtrittenen Sieg gebracht. Die Weiterentwicklung wird im 
weſentlichen davon abhängen, ob das kommende Parlament an der 
Derjtändigung mit England feſthalten oder, wie bereits befürchtet 
wird, in die Fußtapfen des diesjährigen indiſchen National- 
kongreſſes (fiehe darüber unten) treten wird. 


Der ſoeben erwähnte Verwaltungsabbau führt uns wohl noch 
in ein weiteres Motiv der Grientpolitik der Labour Party ein: 
das Motiv der Sparſamkeit (dem letzten Endes auch die 
Flottenverſtändigung mit Amerika entſprungen ift). Denn was 
für Mac Donald und Snowden wichtig ift, kann auch für Henderfon 
nicht gleichgültig fein. Und fo ſehen wir, daß im Irak das 
engliſche Beamtenperſonal bereits auf ein Drittel reduziert worden 
ift. Die ökonomiſchen Motive gehen eben mit politiſchen Hand in 
Hand: dieſer Beamtenabbau geht parallel mit der Bereitſchaft zur 
Anmeldung des Iraks für die Aufnahme in den Völkerbund 
(im Jahre 1952), die die engliſche Regierung am 4. November v. J. 
auch formell dem Generalſekretär des Völkerbundes mitgeteilt hat. 


Die politiſche Freigabe des Iraks entſpricht übrigens auch einem ſich 
in neuerer Feit immer ſtärker bemerkbar machenden ökonomiſchen 
Desintereſſement an dieſem Lande: die Bohrungsverſuche im 
Moſſul⸗Gebiet ſcheinen unbefriedigend ausgefallen zu ſein. Die 
überaus wichtige ſtrategiſche Bedeutung des Iraks als Verbindung 
zwiſchen dem Mittelmeer und Indien bleibt dennoch auch hier 
weiter gewahrt — ſolange britiſche Flugzeuge im Lande ihre 
Station haben. Wir ſehen: je größer die Lockerung des bisherigen 
britiſchen Regimes im Grient iſt, deſto größer wird die Bedeutung 
der britiſchen Luftflotte, deren Zukunftswert ja ſchon Churchill vor 
Jahren betont hat. 

Weitaus ſchwieriger liegen für die Labour Party die Dinge in 
Indien und in Paläſtina. In Indien hat mit dem Berannahen 
des Jahresendes 1929, einer Ultimo⸗Friſt, die der Nationalkongreß 
im Januar v. J. England für die Einführung des Dominion-Status 
ſetzte, eine neue Welle des Radikalismus eingeſetzt, die mit dem 
Attentat auf den Vizekönig begann und politiſch ihren Gipfel 
in der gegen England gerichteten Bopkottreſolution des 
Nationalkongreſſes fand. Daß diefe Radikaliſierung der indiſchen 
Nationalbewegung — auch wenn fie praktiſch nicht fo weite Kreife 
zieht, wie es anfangs ſchien — der Labour Party höchſt unangenehm 
ift, hat das Parteiorgan „Daily Herald“ neuerdings offen aus⸗ 
geſprochen. Dennoch will die britiſche Regierung ihre Der- 
ſtändigungspolitik nicht verlaſſen, vielmehr die anglo⸗indiſche 
Konferenz noch früher als es urſprünglich beabſichtigt war, ein⸗ 
berufen, allerdings wird bis dahin auch die Simon-Reform- 
kommiſſion ihren Bericht veröffentlicht haben. 

Wollte man aber aus der allgemeinen, auf Befriedung des 
Orients ausgehenden politik der Labour Party auch auf Be⸗ 
frie dung Paläſtinas ſchließen, fo würde man, wie mir 
ſcheint, einen Fehler begehen. In Orientländern, in denen das 
Volk bisher nur der britiſchen Herrſchaft gegenüberſtand, ift durch 
die Anderung des Regimes, wie z. B. Agppten zeigt, eine Befriedung 
möglich. Anders in Paläſtina, wo der arabiſche Nationalismus 
ſich zugleich auch an den Juden reibt, und wo keine Anderung des 
Regimes im wichtigſten Punkte eintritt, da ja, wie der Kolonial- 
miniſter Lord Paßfield bald nach den Unruhen im Heiligen Lande 
erklärte, die Labour⸗Regierung nach wie vor an der Balfour- 
Deklaration über das „jüdiſche Nationalheim“ in Paläſtina feft- 
halten wird. Der etwaige Vergleich mit dem Gegenſatz zwiſchen 
Hindus und Moſlems in Indien würde aber hinken. Denn hier 
iſt der Gegenſatz im weſentlichen ein religiöſer, zwiſchen Juden 
und Arabern aber ein politiſcher. Paläſtina bleibt ſomit eine der 
wundeſten Stellen der britiſchen Grientpolitik auch unter der 
Labour Party. Inzwiſchen hat die von London entſandte Kom- 
miſſion, die die Urſachen der jüngſten Unruhen unterſuchen ſollte, 
ihre Arbeiten beendet. Das überaus ſchwierige Problem, einen 
Modus vivendi zwiſchen Juden und Arabern zu finden, wird 
daher nächſtens an die britiſche Regierung gebieteriſch heran⸗ 
treten. — (Andere Kenner des Landes beurteilen die Entwicklung 
in Paläftina optimiſtiſch. Die Schriftltg.) 


Der Entwurf eines Reichsminiſtergeſetzes. 


Don Miniſterialrat Dr. Glſcher. 


Don der Reichsregierung iſt dem Reichstag der Entwurf 
eines Geſetzes über die Rechtsverhältniſſe des Reichskanzlers 
und der Reichsminiſter (Reichsminiftergefeg) vorgelegt 
worden, das vom Plenum bereits dem Haushaltsausſchuß 
überwieſen worden iſt und bald nach deſſen demnächſtigen 
Suſammentritt beraten werden wird. Mit dieſem Geſetz jo” 
eine Lücke in der Nachkriegsgeſetzgebung ausgefüllt werden, 
die in Entſchließungen des Reichstags und auch in der Gffent⸗ 
lichkeit wiederholt beanſtandet worden iſt. 

In der Rechtsſtellung der Reichsminiſter unterſcheidet 
man insbeſondere ihre innere Stellung in der Reichsregierung 
und ihre ſich aus der Miniſterſtellung ergebenden perſönlichen 
Rechte und Pflichten. Letztere find in der Hauptſache im 
Reichsbeamtengeſetz von 1873 und erſtere in der Reichsver⸗ 
faſſung von 11. Auguſt 1919 feſtgelegt. Im Gegenſatz zu der 
verfaſſungsrechtlichen Regelung, die den durch die Staats- 
umwälzung eingetretenen neuen Derhältniffen voll Rechnung 
trägt, ſind die auf die Miniſter bezüglichen Beſtimmungen des 
Reichsbeamtengeſetzes auf die durch die parlamentariſche Re⸗ 
gierungsform geſchaffene neue Lage nicht umgeſtellt worden. 
Die Reichsminiſter der Republik unterſcheiden ſich von denen 
der Vorkriegszeit nach außen hin insbeſondere dadurch, daß 
ſie dem Parlament gegenüber ſelbſtändige Verantwortung 
tragen, während in der Vorkriegszeit nur der Reichskanzler 
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dem Parlament gegenüber verantwortlich war. Die früheren 
Miniſter konnten daher durch ein Mißtrauensvotum des 
Parlaments nicht geſtürzt werden, ſondern nur der Keichs⸗ 
kanzler. Sie waren lebenslänglich angeſtellte Reichsbeamte, 
wie alle übrigen Beamten, und zählten wie andere Beamten⸗ 
gruppen, z. B. die des auswärtigen Dienſtes und einige der 
Militärverwaltung, zu den ſogenannten politiſchen Beamten, 
die jederzeit ihres Amtes enthoben und auf Wartegeld geſetzt 
werden konnten. Aus ihrer Beamteneigenſchaft ergab ſich 
das Recht auf Penſion und auf Hinterbliebenenverjorgung. 
Hierauf hatten ſie Anſpruch, wenn ſie zehn Jahre Beamte 
oder wenn ſie mindeſtens zwei Jahre Miniſter waren. Die 
Penſion errechnete fich aus dem zuletzt bezogenen Gehalt. Die 
früheren Miniſter ergänzten ſich in der Regel aus den älteren 
Beamten des höheren Dienſtes der Reichsminiſterien. Die 


Miniſterſtellung war für diefe Beamten die letzte und höchſte 


Stufe ihrer Beamtenlaufbahn. 

In der parlamentariſchen Regierungsform iſt das natur⸗ 
gemäß anders. Hier iſt nicht nur der Reichskanzler, ſondern 
es find auch die Reichsminifter von dem Willen der jeweiligen 
Parlamentsmehrheit abhängig. Wer heute zum Reichsminiſter 
ernannt wird, kann ſchon morgen vom Parlament wieder ge⸗ 
ſtürzt werden. Miniſter wird in der Kegel nicht ein Beamter, 
ſondern ein Parlamentarier, der aus den Kreifen der Wirt⸗ 
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ſchaft, der Landwirtſchaft, der Arbeitnehmerſchaft uſw. ent- 
nommen wird. Wird ein Beamter Miniſter, ſo wird er regel= 
mäßig nicht wegen feiner Beamtentätigkeit und -eigenfchaft 
Miniſter, ſondern wegen der Zugehörigkeit zu einer der die 
Regierung bildenden Parteien. Es leuchtet ein, daß bei einer 
derartigen grundlegenden Anderung der Miniſterſtellung die 
perfönlichen Rechte der Reichsminiſter aus dieſer Stellung 
andere ſein müſſen als vorher. Wenn daher trotzdem in den 
letzten zehn Jahren die bisherigen Beſtimmungen für ſie weiter 
gegolten haben, ſo iſt dies nur daraus zu erklären, daß die Ge⸗ 
ſetzgebung auf dieſem Gebiete den neuen Verhältniſſen nicht 
ſofort Rechnung tragen konnte und vielleicht auch wollte, weil 
erſt eine gewiſſe Entwicklung und Erfahrung abgewartet 
werden mußte. Welch ungleiche Verhältniſſe durch die Über- 
tragung der Rechtsverhältniſſe der Reichsminifter der Dor- 
kriegszeit auf die der Republik entſtehen, ergibt ſich beifpiels- 
weiſe daraus, daß ein Beamter — ganz gleich welcher Be⸗ 
ſoldungsgruppe er angehört — in dem Augenblick, in dem er 
zum Miniſter ernannt wird und in ſeiner Beamtenſtellung 
bereits zehn penſionsfähige Dienſtjahre erworben hat, ſofort 
Miniſterpenſion aus dem Miniftergehalt erhält, ſelbſt wenn er 
nur eine Stunde im Miniſteramt geweſen iſt. Wird dagegen 
ein Angehöriger des freien Berufs aus ſeinem bisherigen 
Beruf herausgeriſſen und zum Miniſter ernannt, ſo erhält er 
ſelbſt dann keine Miniſterpenſion, wenn er 1% Jahr lang das 
Miniſteramt bekleidet hat. 

Der dem Reichstag vorgelegte Entwurf eines Miniſter⸗ 
geſetzes verſucht die aus den veränderten Verhältniſſen not- 
wendigen Folgerungen zu ziehen, ſtellt eine umfaſſende 
Kodifitation des Miniſterrechts dar und enthält ſehr bemer- 
kenswerte Anderungen. Sehr wenige wird es intereſſieren, 
was in den 50 Paragraphen des Entwurfs im einzelnen über 
die Ernennung, über die Eidesleiſtung, über Geſchäftsbereich, 
über Entlaſſung uſw. enthalten iſt. Es ſoll daher nachſtehend 
nur auf die wichtigſten und grundſätzlichen Neuerungen hin⸗ 
gewieſen werden. Dies ſind folgende: 

1. Nach dem Entwurf wird der Reichskanzler und werden 

die Reichsminifter ihrer Eigenſchaft als Reichsbeamte 
im Sinne des Reichsbeamtengeſetzes entkleidet. Sie 
werden Amtsträger eigenen Rechts. Die ſich aus 
dieſem Amtsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten 
werden im einzelnen feſtgelegt. 

2. Nach ihrer Entlaſſung ſollen ſie ein Über sgeld 
erhalten, das für die gleiche Anzahl von N 
zahlt wird, als ſie das Miniſteramt bekleideten, jedoch 
mindeſtens für ein Jahr und höchſtens für fünf Jahre. 
Für Miniſter, die das 50. Lebensjahr überſchritten 
haben, ift eine Verlängerung dieſer Zeit mit Rüdficht 
darauf vorgefehen, daß der Rildtritt in ihren früheren 
Beruf für fie in den ſpäteren Lebensjahren erſchwert 


5 Das Übergangsgeld ſoll während der erſten drei 
onate nach dem Ausſcheiden in Höhe des bisherigen 
Gehalts und von da an in Höhe der Hälfte des Gehalts 
gewährt werden. Dieſes Übergangsgeld tritt aljo an 
die Stelle der bisherigen Miniſterpenſion und wird 
nach dem Entwurf an die ausgeſchiedenen Reihs: 
miniſter in gleicher Höhe gezahlt ohne Kückſicht darauf, 
ob fie aus dem freien Beruf ſtammten oder dem Be- 
amtenſtande angehörten. Das Übergangsgeld ſoll den 
Rücktritt in den früheren Beruf ermöglichen und für 
die Übergangszeit einen der bisherigen Lebenshaltung 
angemeſſenen Lebensunterhalt gewährleiſten. 


5. Eine lebenslängliche Derforgung ſieht der Entwurf nur 
für den Fall vor, daß ein Miniſter bei Ausübung ſeines 
Amtes oder im Suſammenhange mit feiner Amts⸗ 
führung ohne eigenes Verſchulden eine Geſundheits⸗ 
ſchädigung erlitten hat, die mit einer weſentlichen und 
dauernden Beeinträchtigung ſeiner Arbeitsfähigkeit 
verbunden ift. In dieſem Falle kann ihm der Reihs- 
präfident auf Vorſchlag der Keichsregierung eine Ruhe- 
rente bewilligen, die im Anſchluß an das Übergangs- 
geld gewährt wird und bis zu 80 v. Ñ. des vorgeſehenen 
Übergangsgeldes betragen darf. 


4. Eine ſehr weſentliche Anderung ift auch die, daß 
Reichs-, Landes- und Gemeindebeamte im Falle ihrer 
Ernennung zum Reichsminiſter kraft Geſetzes in den 
Ruheſtand übertreten. Das ift eine Folge der Ande⸗ 
rung der Rechtsſtellung der Miniſter, die ja, wie bereits 
ausgeführt, nicht mehr Reichsbeamte ſind. Die früheren 
Beamten erhalten durch die Ruheſetzung Beamten- 
penſion nach ihrer bisherigen Stelle. Die Penſion ruht 
ſelbſtverſtändlich, ſolange fie Miniſtergehalt beziehen. 
Sie wird, ſolange fie bergangsgeld oder in beſonderen 
Fällen die Ruherente beziehen, auf dieſe Bezüge an⸗ 
gerechnet. 


5. Für die Länder wichtig iſt die Beſtimmung, daß ſie 
berechtigt fein follen, für ihre Miniſter eine den neuen 
Reichsgrundſätzen entſprechende Regelung zu treffen. 
Durch dieſe Ermächtigung werden die Länder in die 
Lage verſetzt, bei einer Neuregelung des Miniſterrechts 
nach Reichsmuſter in verfaſſungsrechtlich geſchützte 
Rechte einzugreifen. 

6. Als Überegangsbeſtimmung ift vorgefehen, daß für die 
bereits aus dem Amte geſchiedenen Miniſter und ihre 
Hinterbliebenen die bisherigen Verſorgungsvorſchriften 
gelten. Die beim Inkrafttreten im Amte befindlichen 
Miniſter fallen grundſätzlich bereits unter die Neu⸗ 
regelung, können aber beim Ausſcheiden beantragen, 
nach den bisherigen Vorſchriften behandelt zu werden. 


—— ur Zeitgeſchichte —— 


Die Follwaffenſtillſtan os konferenz. 


Am 17. Februar iſt in Genf von dem früheren däniſchen 
Außenminiſter, dem Grafen Moltke, die Sollwaffenſtillſtandskonfe⸗ 
renz eröffnet worden, deren Einberufung in der letzten Derfammlung 
des Völkerbundes auf Antrag der Engländer, Belgier und Franzoſen 
beſchloſſen worden war. Vertreten ſind 84 Staaten, unter denen ſich 
26 europäiſche (d. h. ſämtliche mit Ausnahme Albaniens) befinden. 
Die Tagung verfolgt in gewiſſer Weiſe das Ziel, das im Jahre 1927 
durch die Weltwirktſchaftskonferenz begonnene Werk 
fortzuſetzen. Das umfaſſende Programm, das man ſich in Genf vor 
drei Jahren vorgenommen hatte, iſt bisher kaum in den Anfängen 
realiſſert worden. Follmauern und Handelshemmniſſe find nicht 
beſeitigt, ja teilweiſe ſogar verſtärkt worden. Noch in der letzten 
Hälfte des Jahres 1929 haben von 27 europäiſchen Staaten 14 ihre 
Hölle erhöht, und unter den reſtlichen 13 Staaten bereiten ſieben 
zur geit Erhöhungen vor. Das Wettrüſten hat ſich alſo fortgeſetzt, 
teilweiſe iſt geradezu ein Wettlauf um Tariferhöhungen zu ver⸗ 
zeichnen. Und diefe Erſcheinung zeigt fih in dem gleichen Augen⸗ 
blick, wo in der Theorie die Notwendigkeit eines ſtärkeren wirt⸗ 
ſchaftlichen Zufammengehens der europätfchen Länder den breiten 
Maſſen eindrucksvoll vor Augen geſtellt wird. Europa leidet, ſeit 


die neuen Grenzen von 1919 zahlreiche Wirtſchaftsgebiete zer⸗ 
ſchnitten haben, an dem Überprotektionismus und dem wirtſchaft⸗ 
lichen Nationalismus, der in der Selbſtverſorgung des eigenen 
Staates ſein Fiel ſucht und nicht ſehen will, daß bei der engen 
Verflechtung Europas der Schaden des einen Staates niemals 
der Nutzen des anderen ſein kann. 

Der Vorſchlag, der nunmehr die Genfer Konferenz berdina 
beſteht darin, eine Verpflichtung einzugehen, daß für zwei bis 
drei Jahre keine weiteren Follerhöhungen vors 
genommen werden, damit in der gleichen Feit die Vorbereitungen 
für einen allgemeinen Abbau der Hölle getroffen werden können. 
Die Konvention, die vom Wirtſchaftskomitee des Völkerbundes 
ausgearbeitet wurde und den Verhandlungen zugrunde liegt, ſieht 
freilich eine Fülle von Ausnahmebeſtimmungen vor. Man hätte 
darum annehmen können, daß alle Staaten — auch diejenigen, die 
im gegenwärtigen Stadium weniger hohe Schranken um ſich ge⸗ 
zogen haben — fih grundſätzlich auf den Boden dieſer Dorfchläge 
geſtellt hätten. Das iſt aber keineswegs der Fall. In der erſten 
Tagungswoche hat vielmehr der italieniſche Dertreter 
den Grundgedanken der Konferenz in ſcharfer Weiſe bekämpft. Er 
hat grundſätzlich bezweifelt, ob Kolleftivverträge, Abmachungen 
zwiſchen einer größeren Fahl von Staaten, überhaupt moglich feien 
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und ob nicht eine Seftlegung auf den heutigen Stand der Zölle 
außerordentlich gefährlich ſei; er hat ferner das Ausbleiben der 
Vertreter von Überſee beklagt, während die Auffaſſung, daß es fih 
in dieſem Falle um ein ausgeſprochen europäiſches Problem han⸗ 
delt, durchaus vorherrſchend ift. So ift in dem Augenblick, wo die 
Dolltonferenz fih vertagt hat, um den Arbeiten von zwei 
Unterausſchüſſen Raum zu geben, die Lage recht prekär 
und das Endergebnis zweifelhaft. Die deutſchen Vertreter aber 
werden entſprechend der Haltung, die Reichs wirtſchafts⸗ 
miniſter Schmidt in feiner programmatiſchen Rede ein- 
genommen hat, mit allem Nachdruck dahin arbeiten, daß das ver⸗ 
hängnisvolle Follwettrüſten, das Europa konkurrenzunfähig zu machen 
droht, endlich beendet wird. Deutſchland iſt das einzige en das 
dem Gedanken der Wirtſchaftsverſtändigung Opfer gebracht hat, 
indem es durch die im Dezember 1929 verabjchiedete Follnovelle 
bei 106 Poſitionen Ermäßigungen eintreten ließ, denen nur 
50 Tariferhöhungen entgegenſtehen. Es kann alſo bei der Arbeit 
in den Kommiſſionen auf Taten verweiſen, denen die anderen 
Länder hoffentlich nachſtreben werden. W. St. 


Der neue amerikaniſche Botſchafter in Berlin. 


In Mr. F. M. Sackett begrüßt Deutſchland nach dem Krieg 
den dritten Botſchafter der Vereinigten Staaten in Berlin: nach 
Mr, Houghton, einem Kaufmann, der die politiſche Aufgabe des 

Å Dawesplan vor fih 
fah und fie mit 
Derftändnis und 
Wohlwollen löſte, 
und Mr. Schurman, 
einem Profeſſor, der 
die kulturellen Be- 
ziehungen beſonders 
ſchätzte und pflegte, 
jetzt ein nous 
ſtrieller, der in 
den wirtſchaftlichen 

roblemen verſiert 
ft. Das iſt ja auch 
die Seite der deut ; 
ſchen Politik, die 
im Sufammenhang 
mit dem Young: 
plan und den ameri. 
kaniſchen Anleihen, 
den bisherigen und 
erft recht den fünf- 
tigen, den ameri- 
kaniſchen Botſchafter 
beſonders beſchäftigen muß. Der bisherige Senator aus Kentudy bringt 
dazu erfahrenes Sachverſtändnis wie guten Willen mit ſich. Daß dieſer 
Vertrauensmann des neuen Präfidenten Hoover die Grundlinien 
der amerikaniſch⸗deutſchen Politik nicht nur nicht zu ändern beab⸗ 
ſichtigt, ſondern ſie geradezu beſtätigt, beweiſt ſeine Anſprache an 
den deutſchen Neichspräfidenten von Hindenburg anläßlich der 
Überreichung ſeines Beglaubigungsſchreibens, in der er faſt mit den 
gleichen Worten, wie dies bei anderer Gelegenheit ſein Vorgänger 
Schurman getan hat, die Formulierung von der Parallelität und 
Identität der amerikaniſchen und deutſchen politiſchen Ideen und 
Ideale wiederholt. i Jäckh. 


Gſterreichiſch - italienifher Schiedsgerichtsvertrag. 


Bei der Haager Konferenz war die Deviſe von der Liquidierung 
des Weltkrieges ausgegeben worden. In langwierigen Derhand- 
lungen iſt es dem öſterreichiſchen Bundeskanzler Schober gelungen, 
auch Oſterreichs Befreiung von der Reparationsſchuld zu erwirken, 
die noch wie ein Damoklesſchwert über dem ſchwer geprüften Lande 
hing. War damit die Beſeitigung der empfindlichen materiellen 
Laſten aus dem Weltkrieg erreicht, ſo mußte um p ſtärker der 
Augenblick gekommen ſcheinen, auch die Überreſte politiſcher 
Spannungen und Derbitterungen zu befeitigen, die als Aus wir⸗ 
kungen der Friedensverträge die Beziehungen Öfterreichs zu feinem 
ſüdlichen Nachbar getrübt hatten. Da es gerade die italieniſche 
Unterſtützung auf der Haager Konferenz war, welche die Surücck⸗ 
ziehung aller Forderungen der Sukzeſſionsſtaaten, vor allem im 
Hinblick auf die phantaſtiſch hoch geſchätzten „Verwaltungsſchulden“ 
ermöglichte, erhielt die ſchon ſeit langem und bereits von den Amts⸗ 
vorgängern des Bundeskanzlers Schober geplante Fahrt nach Rom 
auch den Charakter einer aufrichtigen Dankesviſite. Die kompli⸗ 
zierten Derhältniffe, welche der Saen Surge in den Beziehungen 
zwiſchen Öfterreich und dem größten Sukzeſſionsſtaat der Habs ⸗ 
burger Monarchie, Italien, geſchaffen hatte und die daraus reful« 
tierende Notwendigkeit, eine Reihe von italieniſchen Sonder- 
forderungen gegenüber dem heutigen Oſterreich zu regeln, machte 
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überdies beſondere materielle Verhandlungen zwiſchen Oſterreich 
und Italien notwendig, welche bei dieſer Gelegenheit zu einem für 
alle Teile erfreulichen Abſchluß gebracht werden konnten. 

Das nach außenhin ſichtbarſte Ergebnis der Kanzlerfahrt nach 
Rom ift allerdings der Schiedsgerichtsvertrag zwiſchen Oſterreich 
und Italien, der ſicherlich nicht durch feinen, den von Sſterreich 
bereits mit ſieben anderen Staaten abgeſchloſſenen Schiedsverträgen 
konformen Inhalt, ſondern lediglich durch den unerfreulichen 
Charakter des bisherigen Derhältniffes zwiſchen den beiden Staaten 
motiviertes Auffehen erregte. Nicht nur die Erklärungen und offi⸗ 
ziöſen Kommentare, ſowohl auf öſterreichiſcher wie auf italieniſcher 
Seite, ſondern auch die Veröffentlichung des Vertrages ſelbſt wider⸗ 
legte alle Kombinationen auf das gründlichſte, die dahin gingen, 
als ob nun Öfterreich in ein italieniſches Bündnisſyſtem eingefügt 
worden wäre, oder als ob der Vertrag überhaupt eine Spitze gegen 
eine andere Macht oder Staatengruppe hätte. Auch das Wort von 
einem „Canoſſagang“ Öfterreihs nach Rom wurde durch den Der- 
trag ſelbſt vollkommen widerlegt, der im Gegenteil in ſeinen haupt⸗ 
ſächlichſten Punkten ein Verfahren feſtlegt, welches die Austragung 
politiſcher Reibungen, für welche das übliche diplomatiſche Der- 
fahren nicht ausreicht, auf der Baſis abſoluter Gleichberechtigung 
und politiſcher Selbſtändigkeit beider Parteien ermöglicht. Es er⸗ 
übrigt ſich, auf die ſehr vereinzelten Tatarennachrichten von einer 
Militärkonvention zwiſchen Oſterreich und Italien einzugehen, die 
Öfterreich verpflichtet hätte, gegen weitgehendfte finanzielle 
Kompenfationen auf Südtirol und den Anſchluß zu verzichten und 
Italien gegen einen Nachbarſtaat militäriſche Hilfe zu leiſten. Dieſe 
Ausſtreuungen ſind in der breiten Gffentlichkeit der verdienten 
Lächerlichkeit anheimgefallen. 

Selbſtverſtändlich ſteht im Vertrag kein Wort von Südtirol und 
keine Silbe vom Anſchluß. Dieſen Mangel zu kritiſieren beſtehr 
nicht der geringſte Grund. Naturgemäß hat 1 nicht die 
geringſte völkerrechtliche Möglichkeit, das Schickſal der deutſchen 
Kultur in Südtirol zu ſichern oder zu beſſern. Für dieſes Minder⸗ 
heitengebiet gelten nicht einmal die vom Völkerbund feſtgelegten 
Minderheitskonventionen. Die Erhaltung des Südtiroler Deutſch⸗ 
tums ift daher ausſchließlich eine Frage der ethiſchen Beziehungen 
zwiſchen dem großen deutſchen Geſamtvolk und der italieniſchen 
Nation. Öfterreich hat daher durch den Vertrag mit Italien die 
nationalen Intereſſen in keiner Hinfiht verletzt. Es it vielmehr 
zu erwarten, daß der Vertrag durch die Beſſerung der politiſchen 
Atmoſphäre, die er offenſichtlich herbeigeführt hat, fih auch in dieſer 
Hinſicht günſtig auswirkt. Ahnliches gilt hinſichtlich des Problems 
der politiſchen Einigung aller Deutfchen. Die völkerrechtlichen 
Hinderniſſe, die auf Grund der gegebenen internationalen Macht 
konſtellationen das in den Friedensverträgen theoretiſch offen- 
gelaſſene Tor heute noch verſperren, haben ſich durch den Vertrag 
keineswegs zum Schlechteren geändert. Es iſt in weiten Kreifen be- 
kannt, daß der überwiegende Teil der öffentlichen Meinung Italiens 
die Frage rein opportuniſtiſch beurteilt und beiſpielsweiſe das Zu- 
ſtandekommen einer Donauföderation viel ſtärker perhorreſziert, als 
den Zuſammenſchluß der beiden deutſchen Staaten zu einer poli- 
tiſchen Einheit, von der das italieniſche Volk eine freundſchaftliche 
Nachbarſchaft erwarten kann. Und nicht bloß die Kreife, welche 
aus parteipolitiſchen Gründen mit dem heutigen politiſchen Regime 
in Italien ſpmpathiſteren, ſondern der überwiegende Teil der öffent- 
lichen Meinung im Deutfchen Reich hat der Abſchluß des Vertrages 
zwiſchen Gſterreich und Italien als Brücke begrüßt, die nun auch 
wiſchen dem Reich und der Appeninen⸗Halbinſel geſchlagen wurde. 
Dieter Umſtand läßt die Überzeugung erſtarken, daß Schobers Beſuch 
in Rom und feine politiſchen Ergebniſſe auch weſentlich im geſamt⸗ 
deutſchen Intereſſe liegen, das Gſterreich wie Deutſchland in ihren 
politiſchen Aktionen nach der Bereinigung aller Kriegsfolgen in 
Fukunft ſtärker berückſichtigen kann, als es bisher unter dem Druck 
der ungeklärten internationalen Derhältniffe möglich war. 


Kegierungswechſel in Frankreich. 

Das Kabinett Tardieu ift bei der Beratung des Budgets geſtürzt. 
weder die Tatſache, daß das Kabinett Tardieu auf der Londoner 
Seekonferenz die maritimen Intereſſen Frankreichs, und zwar in 
keineswegs leichter Poſition zu vertreten hatte, noch die der bevor⸗ 
ſtehenden und auch für Frankreich lebenswichtigen parlamentariſchen 
Durchberatung der Houng⸗Geſetze hat die franzöfifhe Kammer daran 
verhindert, über Finanzfragen Tardieu zu Fall zu bringen. Der 
Primat der Außenpolitik gilt eben in Frankreich ebenſowenig abſolut 
wie bei uns und in anderen Ländern. Das Kabinett Tardieu war 
ein Rechtskabinett, an dem die Linke der franzöſiſchen Kammer nicht 
beteiligt war, und dem vor allem auch die größte der franzöſiſchen 
Linksparteien, die radikale, ſcharfe Oppoſition machte. Mit der 
Bildung des neuen Kabinetts wurde der Dorſitzende der radikalen 
Partei Chautemps betraut, der vor etwa Jahresfriſt den Dors 
fig der Partei an Stelle des ſtärker links orientierten Daladier 
übernommen hat. Man wird ſich daran erinnern, daß Daladier 
beim letzten Kabinettswechſel zuerſt mit der Bildung des Kabinetts 
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beauftragt wurde, daß ihm die Kabinettsbildung nicht gelang, und 
dann erf Tardieu ans Ruder kam. Die parlamentariſche Lage war 
diesmal die gleiche wie damals. Diesmal gelang es Chautemps 
aber, was Daladier verſagt blieb. Er bildete ein Kabinett nur 
aus Mitgliedern der Linksparteien. Es wurde in Wirklichkeit ein 
neues Kartelltabinett, ein Wiederaufleben des Kartells der Lints- 
parteien, das im Mai 1924 zum erſtenmal nach dem Kriege wieder 
die politiſche Führung in Frankreich erhalten hat, allerdings kein 
Kartell nach Verabredung, ſondern diesmal als ſpontane Bildung, 
wie fo oft in der parlamentarifchen Geſchichte Frankreichs. Die 
parlamentariſche Lage des neuen Kabinetts war vom erſten Augen⸗ 
blick an prekär. Seine Miniſter und Staatsſekretäre gehörten den 
Gruppen der Radikalen, der Sozialrepublikaner, der unabhängigen 
Linken, den Unabhängigen und der radikalen Linken an. Außerdem 
konnte das Kabinett auf die . Melee. der Sozialiſten rechnen. 
Das ergab alles zuſammen keine Mehrheit, beſonders, da die radikale 
Linke, die Gruppe Loucheur, die das Fünglein an der Waage bildete, 
dem Kabinett mit geteilten Meinungen gegenüberſtand. 


Das Miniſterium Chautemps iſt denn auch in der erſten Sitzung 
der Kammer, in der es auftrat, nach Derlefung der Regierungs- 
erklärung und kurzer Debatte bei der Abſtimmung über die Der- 
trauensfrage mit 277 gegen 292 Stimmen unterlegen und ſofort 
zurückgetreten. Es hat ſich von neuem gezeigt, daß in der franzöſi⸗ 
ſchen Uammer gegenwärtig keine Linksmehrheit beſteht. Die fran⸗ 
zöſiſche Regierungskriſis beſteht alfo fort. Nach dem Ergebnis der 
Abſtimmung der Kammer kann zunächſt eigentlich nur die Wieder- 
. Tardieus mit der Regierungsbildung in Frage kommen, 
ber fein frützeres Kabinett im weſentlichen wieder bilden könnte. 
Sie die ei eines Monzentrationskabinetts der Mitte unter 
e i ands und unter Miteinſchluß der Radikalen ift 
8 o ne feſte Mehrheit beſteht in der franzöſiſchen Kammer 
3 r rechts noch für links und je nach dem Charakter der ge⸗ 
wachse 5 Diskuſſion ſtehenden Fragen bilden ſich 
Se — ehrkeiten. Dadurch erhält die parlamentariſche Lage 
vielfach ec Unficherheit und die Abſtimmung in der Kammer 
— 5 Sufa en Die Haltung der Sozialiſten, die immer 
ſchärfſte . eteiligung an einer bürgerlichen Regierung aufs 
3 8 4 7 gelehnt haben, hat die rechts von den Radikalen ſtehenden 
1 gen Gruppen dazu veranlaßt, einer Linksregierung, die auf 
mißte erſtützung der Sozialiſten angewieſen ift, von vornherein zu 
Mini are Das ift ein Hauptgrund für den ſchnellen Sturz des 
fra ſteriums Chautemps. Außenpolitiſch hat die Fortdauer der 
1% Bader Regierungskriſis ungünſtige Folgen für die Fortſetzung 
Nalgene de Seekonferenz, die ihre ſowieſo ſtagnierende Arbeit nach 
5 r der franzöſiſchen Delegation nach London wieder auf- 
2 2 ‚beabfichtigte. Eine längere Dauer der franzöfifchen Re- 
Kehrt £ ie würde die Londoner Verhandlungen weiter aufhalten. 
dee en = ieu demnächſt wieder als Miniſterpräſident an der Spitze 
En en Delegation nach London zurück, fo wird die Haltung 
och Er der Konferenz, die durch ihre Intranſingenz bisher 
Kurden ng unmöglich machte, nur noch feſter werden, da 
können. vermehrtem perſönlichen Preſtige wird auftreten 


Die Deutſchen in Südſlawien. 


Wie ſonderbar: man geht am Sonnta i 

3 gnachmittag in den 
Straßen und Anlagen Belgrads ſpazieren und ſieht Scharen von 
jungen Mädchen durch die Stadt ziehen, die in ihrer Nationaltracht 
100 e ſchwäbiſche Heimat erinnern. Man kommt näher und traut 
ſeinen Ohren nicht: die Bäuerinnen ſprechen deutſch und ſchwäbeln! 


In der Tat, es ſind Deutſche. Sie kommen aus ihren 
am jenſeitigen Ufer der Donau, in ihrem e 8 
prigen fih in der Gauptjtadt. Am Abend treffen fie fih mit den 
heimfehrenden Burſchen auf dem Schiff, und deutſche Volkslieder 
aem über das Waſſer, als wären wir nicht im Königreich der 
. Kroaten und Slowenen, ſondern irgendwo in Württemberg 
an in der Rheinpfalz. Sechshunderttauſend deutſche wohnen in 
era Südſlawien, einſt von Maria Cherefia in das Land geholt. 
Sis zum heutigen Tag haben diefe ehemaligen Auswanderer ihre 
perane, ihre heimifchen Sitten und Gebräuche bewahrt und fechten 
urch die Jahrhunderte einen guten Streit, ſie zu behalten. 


Es geht dieſen Deutſchen nicht i 
N gut in Südſlawien. Seit der 
A de der Diktatur und dem Ende der e 
Hm r = e Volkes ift es nahezu ein Derzweiflungs« 
Ai 8 8 n sr deutſche Minderheit zu beſtehen hat. Still und laut⸗ 
e s ingen der deutſchen um ihre Sprache und um ihre 
1 Den es ift keine Zeitung mehr, kein Parlament, keine 
Partei, kein verein, keine Derfammlung, nirgends eine Tribüne, 
nichts, nichts, von wo die Leiden des ſüdſlawiſchen Volkes, ger 
Ihweige der Schrei der Deutſchen hinausdringen könnte. Die 
a hot „ Fr der ene über Südſlawien aus« 
tet. a einer der nati i i ög« 
lich fein, ihre Schmerzen zu befunden? 3 


Und wieviel hätten ſie alle zu ſagen und zu klagen, dieſe 
Minderheiten, die zuſammen die Mehrheit in Südflawien find. 
Was könnten die fechshunderttaufend Deutſchen der erſtaunten Welt 
erzählen! 

Sehen wir ab von allen wirtfchaftlichen und politiſchen Nöten 
und Bedrängniſſen, die ſich ja gleichmäßig über das ganze Land von 
Marburg bis Monaſtir verteilen. Sprechen wir nicht von dem 
ſozialen Elend der deutſchen Landarbeiterſchaft, von denen die 
Beſten jahraus, jahrein das Bündel ſchnüren und nach Kanada, nach 
Nord» und Südamerika auswandern. Bleiben wir bei den rein 
kulturellen Fragen und bei den kulturellen Unterdrückungsmaß⸗ 
nahmen der Belgrader Generalsdiktatur. 


Da befteht 3. B. ein Deutſcher Kulturbund. Die Diktatur hat 
angeordnet, daß die Amts- und Vereinsſprache des Bundes die 
ſerbo⸗kroatiſche Sprache fein muß. Ein deutſcher Kulturbund, in 
dem die deutſche Sprache verboten ift, verliert natürlich jeden Zweck 
und Wert. Zwar gibt es einen international garantierten Schutz ⸗ 
vertrag für nationale Minderheiten, und der § 8 dieſes Vertrages 
beſtimmt ausdrücklich den freien Gebrauch der Mutterſprache in den 
kulturellen Vereinigungen! Was ſchert fih aber eine Diktatur um 
internationale Rechte, wenn fie ſelbſt die Grund- und Menſchen⸗ 
rechte der eignen Nation aufgehoben hat! Mag auch das ſelbſt⸗ 
gewählte Motto des „Schwäbiſch⸗deutſchen Kulturbundes“ in Süd- 
ſlawien „Staatstreu und volkstreu“ heißen, mögen die Deutſchen in 
SGS noch fo loyale und ergebene Bürger und Diener des Staates 
ſein, es nützt alles nichts, die Diktatur kennt keine Minderheiten 
mehr, ſie will nur Serben. Selbſt deutſche Feuerwehren, Theaters 
und Muſikgeſellſchaften wurden aufgelöſt. 

Am ſchlimmſten und härteſten ift der Schlag gegen den deut- 
ſchen Schulunterricht, und nichts iſt empörender, wenn Kinder nicht 
mehr in ihrer Mutterſprache unterrichtet werden. Auch hier iſt den 
nationalen Minderheiten Europas ein international verbrieftes 
Recht zur Seite. Was helfen aber alle geſchriebenen Geſetze, wenn 
dieſe von dem Säbel einer Diktatur zerfetzt werden. 

Bereits im Jahre 1920 ift den Deutſchen auf dem einfachen 
und ungeſetzlichen Derordnungsweg die Fürſorge für die Shul- 
erziehung der deutſchen Jugend genommen worden. Alle deutſchen 
Schulen und ſelbſt die Kindergärten wurden verftaatlicht. Heute iſt 
aus allen Vorbereitungsklaſſen die deutſche Sprache verbannt. 
Bereits in der dritten Klaſſe der Volksſchule werden wichtige Lehre 
gegenſtände nur in der Staatsſprache unterrichtet, und in der fünften 
und ſechſten Klaſſe, wenn das Kind gerade entwickelt iſt, um feine 
Gedanken mündlich und ſchriftlich in der Mutterſprache ausdrücken 
zu können, wird die mutterſprache als Unterrichtsgegenſtand völlig 
ausgeſchaltet. Die für den deutſchen Unterricht angeftellten Lehrer 
beherrſchen in ihrer Mehrheit die venjar Sprache nur mangelhaft, 
oft überhaupt nicht. Don der bulgarifhen Grenze werden £ehrer 
in das deutſche Minderheitsgebiet ſtrafverſetzt. Was Wunder, wenn 
die Volksſchüler die Schule als Halbanalphabeten verlaſſen, die 
weder ihre Mutterſprache noch die Staatsſprache richtig kennen. 


In den Mittel- und höheren Schulen ſieht es nicht viel beſſer 
aus als in den Dolksſchulen, und ſelbſt das Studium im deutſchen 
Ausland iſt den Söhnen der deutſchen Minderheit in Südſlawien 
nur mit behördlicher Genehmigung erlaubt und dadurch kaum mög« 
lich. Sehntaufende deutfcher Kinder lernen weder deutſch leſen noch 
ſchreiben und verlieren dadurch jeden Fuſammenhang mit dem tul- 
turellen Leben ihrer Nation. 

Alle privaten deutſchen Bildungs- und Schul inſtitutionen find 
vernichtet. Jede Privathilfe der Deutſchen w verboten. Ders 
boten iſt ſelbſt der Privatunterricht auf eigne Koſten, ver- 
boten find deutſche Kindergärten, verboten find fogar private 
Analphabetenkurſe für erwachſene Deutſche und Winterſchulen für 
die ſchulentlaſſene deutſche Jugend. Nicht einmal drei Kinder 
dürfen im Elternhaus zuſammen in, deutſcher Sprache unterrichtet 
werden. Fur Zeit ſchwebt ſogar ein Strafverfahren gegen einen 
Deutſchen, der ſich vor dem Schulgebäude mit ſeinem Kinde in deut- 
ſcher Sprache unterhalten hat. Weil der Schulleiter wegen dieſes 
Vergehens das Kind mit Schularreſt beſtrafen und der Dater den 
Sohn vor dieſer Strafe bewahren wollte, indem er fein Kind einfach 
nach Haufe nahm: deshalb die Strafanzeige und der Strafprozeß. 

Für 40 000 deutſche Kinder in Südſlawien wäre ein Lehr⸗ 
körper von rund tauſend Lehrern notwendig. Heute gibt es kaum 
400 deutſche Lehrer, und es gibt keine Sehrerbildungsanftalt für 
deutſche Erzieher. Auch hier iſt der Weg der Privathilfe verboten. 

Das ſind einige Beiſpiele für die kulturellen Unterdrückungs⸗ 
methoden Kr Diktatur n Sten. Daran gemeſſen, läßt es ſich 
an den fünf Fingern abzählen, wie es politiſch und wirtſchaftlich 
der deutſchen Minderheit ergeht und wie verzweifelt das Ringen 
der 600 000 Deutſchen im Königreich der Serben, Kroaten und 
Slowenen geworden iſt. = 5 

eſe Behandlung der Deutſchen ift wiederum nur ein Aus“ 
fin p 8 angemelnen Lage des gejamten ſüdflawiſchen Volkes 
unter dem neuen, am 6. Januar 1929 errichteten Syſtem. Die 
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Grund- und Menſchenrechte des geſamten Volkes find aufgehoben, 
und wenn wir das Ende der Leiden und Unterdrückungen der deut- 
ſchen Minderheit herbeifehnen, jo wiſſen wir, daß die Befreiungs- 
ſtunde der deutſchen Minderheit nur ſein kann, wenn zugleich das 
geſamte ſüdſlawiſche Volk von der Diktatur erlöſt und eine 
wahrhafte Demokratie den gegenwärtigen Ausnahme- und Bes 
lagerungszuſtand beſeitigen wird. Daß dies bald geſchehe, erhoffen 
wir auch im Intereſſe der guten und von allen Mißtönen gereinigten 
wirtſchaftlichen und politiſchen Beziehungen zwiſchen Deutfchland 
und Südſlawien, zwiſchen dem deutſchen und dem ſüdſlawiſchen 
Volke. Jacob Altmeier. 


Der italieniſch⸗franzöſiſche Gegenſatz in Nordafrika. 


Der italieniſch⸗franzöſiſche Gegenſatz in Nordafrika iſt durch 
die Londoner Flottenverhandlungen und durch die letzten italieniſchen 
militäriſchen Operationen in Tripolis in der letzten Zeit wieder 
ſehr ſtark in den Mittelpunkt der europäiſchen Politik getreten. 
Seine Grundlagen bilden gewiſſe italieniſche Forderungen in 
Tripolis und Tunis. 

In Tripolis fordert Italien die Gebiete von Tibeſti und Borku 
an der Südweſtgrenze von Tripolis, die während der türkiſchen 
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Herrfchaft in Tripolis zu dieſem gehört haben, im Jahre 1919 je⸗ 
doch in einer von England und Frankreich ohne Befragen Italiens 
vorgenommenen Grenzregulierung an Frankreich gekommen ſind, in 
Tunis die Einſtellung der Entnationaliſierungspolitik, die dort 
ſeitens Frankreichs nach dem Weltkriege gegenüber dem in Tunis 
lebenden ſtarken italieniſchen Volkselement eingeſetzt und bis zum 
Jahre 1926 bereits dazu geführt hat, daß 40 000 ehemals italieniſche 
Staatsangehörige durch Annahme der franzöſiſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit Franzoſen geworden ſind. Dieſe Entnationaliſierungs⸗ 
politik läuft darauf hinaus, einen Zuftand zugunſten Frankreichs 
zu ändern, der, geſchaffen durch die Tatſache, daß von den rund 
160 000 Europäern, die heute in Tunis leben, rund 150 000 ihrem 
Volkstum nach tatſächlich Italiener und nur 50 000 wirkliche Fran⸗ 
zoſen ſind, von Frankreich ſeit langem als eine Bedrohung ſeiner 
Herrfchaft in Tunis empfunden wird. Dieſe Entnationalifierung 
kommt zum Ausdruck in Beſtimmungen, die jedes in Tunis geborene 
Kind eines dort geborenen Italieners ohne weiteres zum franzöſi⸗ 
ſchen Staatsangehörigen machen; gleichzeitig tut Frankreich alles, um 
den italieniſchen Staatsangehörigen das Fußfaſſen und Leben in 
Tunis nach Möglichkeit zu erſchweren, ſofern ſie ſich nicht zur An⸗ 
nahme der franzöſiſchen Staatsangehörigkeit entſchließen. 


Enderes, Bruno von: Die wirtſchaftliche Bedeutung der 
Anſchlußfrage. Weltwirtſchaftliche Vorträge und 
Abhandlungen. Heft 5. Leipzig 1929. Deutſche Wiffen- 
ſchaftliche Buchhandlung. 113 S. 

Noch vor etwa zwei Jahren hat man die für uns Deutſche be⸗ 
ſchämende Tatſache feſtſtellen müſſen, daß die Anſchlußfrage wiſſen⸗ 
ſchaftlich und publiziſtiſch in der fremdsprachigen politiſchen und 
wirtſchaftlichen Literatur eine relativ weit größere Behandlung ge- 
funden hat als in der deutſchen. Seitdem iſt jedoch eine ganze Fülle 
von deutſchen Arbeiten erſchienen, unter denen die obenerwähnte, 
eben erſchienene Schrift des bekannten öſterreichiſchen Unterſtaats⸗ 
ſekretärs a. D. Ing. von Enderes beſondere Beachtung verdient. 
Dies nicht allein deshalb, weil fie aus der Feder eines fo hervor- 
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Dieſe Entnationaliſierungspolitik der Franzoſen wird von 
Italien als ein Schlag gegen ſein Volkstum empfunden, der Italien 
um fo ſchwerer trifft, als eine weitere derartige Derjchiebung der 
Bevölkerungsverhältniſſe in Tunis geeignet iſt, Italien eine der 
wichtigſten Grundlagen ſeiner Anſprüche auf Tunis zu nehmen, das, 
nur wenige Dampferſtunden von Sizilien entfernt, landwirt- 
ſchaftlich fruchtbar und reich an induſtriellen Rohſtoffen, Italien 
nach wie vor als die von Natur aus gegebene Baſis zur Erweiterun 
ſeiner Machtſtellung im Mittelmeer erſcheint. Italien hat ei 
auch wiederholt Einſpruch erhoben. Es fordert die Außer- 
kraftſetzung der diesbezüglichen franzöſiſchen Beſtimmungen und 
ihren Erſatz durch einen langfriſtigen Vertrag, der nach dem 
Mufter eines von Frankreich im September 1918 gekündigten ita⸗ 
lieniſch⸗franzöſiſchen Abkommens vom Jahre 1896 den nationalen 
Charakter des in Tunis lebenden italieniſchen Dolfselements ein 
für allemal ſicherſtellen ſoll. Frankreich hat jede vertragliche Bin⸗ 
dung auf längere Seit bisher entſchieden abgelehnt. Es hat fih 
lediglich bereit erklärt, den Vertrag vom Jahre 1896 bis auf wei⸗ 
teres von drei zu drei Monaten zu verlängern. 

Wichtiger noch als alles dies iſt aber die allgemeinpolitiſche Be⸗ 
deutung dieſer italieniſchen Forderungen in Tripolis und Tunis. Sie 
iſt gegeben einmal durch die ſchon erwähnten machtpolitiſchen Be⸗ 
ſtrebungen Italiens in Tunis und die Bedeutung, die dieſes dank 
ſeiner geographiſchen Lage für die Beherrſchung des Mittelmeers 
hat. Darüber hinaus aber liegt fie vor allen Dingen in der Tat- 
ſache begründet, daß die italieniſchen Forderungen in Tripolis die 
erſten Schritte zur Perwirklichung italieniſcher Pläne darſtellen, die 
auf nichts Geringeres als den Bau einer italieniſchen Transſahara⸗ 
bahn hinauslaufen, die von der Stadt Tripolis ausgehend, durch die 
e geforderten Gebiete von Borku und Tibeſti und die 
Sahara nach dem Tſchadſee führen und das Rückgrat eines italie⸗ 
niſchen Kolonialreiches in Afrika werden foll, das von Tripolis bis 
zur afrikaniſchen Weſtküſte reichen und auch den größten Teil un⸗ 
ſerer ehemaligen Kolonie Kamerun in ſich einſchließen würde. 

Diefe italieniſchen Pläne rühren an die Grundfeſten des fran⸗ 
zöſiſchen Holonialreiches in Afrika. Ihre Verwirklichung müßte 
die Machtverhältnifje in Nord⸗ und Sentralafrika von Grund auf 
ändern. Inſonderheit würde fie zwiſchen das franzöſiſche Kolonial- 
reich und das engliſche in Oſtafrika einen ſtarken zuſammenhängenden 
italieniſchen Kolonialblock legen und damit jenen franzöſiſchen macht⸗ 
politiſchen Beſtrebungen nach dem Sudan und nach Abeſſinien einen 
Riegel vorſchieben, Beſtrebungen, die ſeit den Tagen von Faſchoda 
zwar nicht mehr an die Oberfläche getreten, damit aber von Frank⸗ 
reich noch lange nicht aufgegeben ſind. Frankreich ſteht deshalb 
auch den italieniſchen Forderungen in Tripolis im allgemeinen ſtark 
ablehnend gegenüber. Es iſt lediglich bereit, dieſen Forderungen an 
der Weſtgrenze von Tripolis in gewiſſem Umfange Rechnung zu 
tragen, weigert fich jedoch, einen italieniſchen Rechtsanſpruch hierauf 
anzuerkennen. Vor allen Dingen aber fordert es hierfür einen 
klaren endgültigen Verzicht Italiens auf Tunis. Italien hat dies 
abgelehnt und gleichzeitig damit im vergangenen Jahre unter 
Leitung des ehemaligen italieniſchen Generalſtabschefs Marſchall 
Badoglio in Tripolis die erwähnten umfangreichen militäriſchen 
Operationen eingeleitet, die ihm den Weg nach Tibeſti und Borfu 
öffnen follen. Diefe Operationen haben den Italienern bereits er- 
hebliche Opfer an Geld und Blut gekoſtet, ſie haben ihnen Anfang 
Januar jedoch einen in ſeiner Bedeutung nicht zu unterſchätzenden 
Erfolg gebracht. Die Italiener haben den im Innern von Tripolis 
gelegenen wichtigen Karawanenknotenpunkt Murſuk in Sefjan be- 
ſetzt. Sie ſtehen damit dicht an der Grenze der von ihnen bean⸗ 
ſpruchten Gebiete. Kücken ſie weiter vor, ſo müſſen ſie auf fran⸗ 
zöſiſche Truppen ſtoßen. 2 

Es ift deshalb nicht ausgefchloffen, daß es hier im Innern von 
Afrika demnächſt zu einem italieniſch⸗franzöſiſchen Zufammen- 
ſtoß kommt, ähnlich dem engliſch⸗franzöſiſchen von Faſchoda Ende 
des vorigen Jahrhunderts. Rohde. 


ragenden Fachmannes, beſonders auf dem Gebiete des Verkehrs⸗ 
weſens und der Verkehrswirtſchaft, ſtammt, ſondern auch, weil hier 
zum erſtenmal eine auch weiteſten Kreifen zugängliche Publikation 
vorliegt, die in handlicher Form einem vorwiegend wirtſchaftlich 
eingeſtellten Sefer in überzeugender Art die wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung der Anſchlußfrage darlegt. > 
Der Arbeit liegt ein Vortrag von Enderes' zugrunde, den er auf 
dem 5. Jahrestag des Weltwirtſchafts⸗Inſtitutes auf Einladung 
der Direktion gehalten hat. Ausgehend von einer Feſtlegung des 
Begriffes „Anſchluß“ und von der Entſtehung des Anſchluß⸗ 
problems feit 1918, erörtert der Verfaſſer die wirtſchaftlichen Grund- 
lagen des neuen öſterreichiſchen Staates und all die von deutſcher 
und ententiſtiſcher Seite zur Überwindung der „öſterreichiſchen Krije” 


Der Heimatdienft 


a] 


erwogenen Möglichkeiten. Auch für Enderes gibt es nur einen 
wirklichen und wirkſamen Weg der Rettung Öfterreihs: nämlich 
den des Eingehens in ein größeres Wirtſchaftsgebiet mit weit- 
gehender Arbeitsteilung und Ausfuhrmöglichkeit. Jedoch nicht eine 
Donauföderation, eine großitalieniſche oder öſterreichiſch⸗ſchweize · 
riſche Wirtſchaftsgemeinſchaft — all diefe Fragen behandelt der Der- 
faſſer in außerordentlich intereſſanter weiſe — ift Gſterreichs 
Rettungsweg“, ſondern nur die Wiedervereinigung mit dem Deut- 
ſchen Reich. Enderes täuſcht darüber nicht hinweg, daß der all- 
mähliche Verſchmelzungsprozeß der Wirtſchaftsgebiete der beiden 
deutſchen Staaten in erſter Zeit für dieſen oder jenen Wirtſchafts⸗ 
zweig dies- oder jenſeits der heutigen Grenzen manche Nachteile 
bringen kann und wird. Aber im Weſen aller Wirtſchaft, will fie 
erfolgreich fein, liegt auch die Bereitſchaft zu Opfern, die erkannt 
und getragen werden müſſen um einer beſſeren, größeren Zufunft 
willen. Mit einem warmen Appell, vor allem an die reichsdeutſche 
Öffentlichkeit, und hier beſonders wieder an Perſönlichkeiten der 
Wirtſchaft und Induſtrie, ſchließt Enderes ſeine ganz ausgezeich⸗ 
neten Ausführungen. (Ogl. die Beſprechung von: Otto Erwin 
Scala, Die wirtſchaftlichen Vorteile des Anſchluſſes; in Nr. 4 
des „Heimatdienſt“.) r. P. 


Grundlagen und Entwicklung des internationalen Minderheiten- 
rechts. Eine Überfiht von Dr. C. G. Bruns. 48 Seiten 
Selbſtverlag der „Deutſchen Geſellſchaft für Nationalitätenrecht“ 
Berlin-Steglitz. 1929. 

Dieſe Geſellſchaft iſt bemüht, die wichtigſten Fragen der natio⸗ 
nalen Minderheiten, und andere, durch wiſſenſchaftliche Deröffent« 
lichungen, wie die vorliegende, zu klären. 

Die Schrift gibt eine ganz vorzügliche Überſicht über das 
europäiſche Nationalitäten und Minderheitenproblem und feine 
Entwicklung in den letzten Jahren und zwar vom Standpunkte des 
Völkerrechts. 


Nach einer einleitenden Angabe der Rechtsquellen und einer 
kurzen Analyſe ihres wichtigſten Inhaltes wird die Tätigkeit der 
internationalen Organifationen von Bedeutung in großen Fügen 
dargeſtellt. 

Der Derfaffer ift hierzu wie kaum ein Zweiter berufen, ijt 
er doch Rechtsberater der deutſchen Minderheiten im europäiſchen 
Ausland. Man darf feine Arbeit als grundlegend und unent⸗ 
behrlich für alle diejenigen bezeichnen, die ſich mit den gleichen 
Fragen beſchäftigen oder beſchäftigen wollen. 


Gutes Amtsdeutſch. 


Don Dr. Paul Herzog. 


Am 11. Oktober vorigen Jahres hat der preußiſche Minifter 
des Innern einen Runderlaß herausgegeben, der ſich mit der Pflege 
eines guten Amts deutſch beſchäftigt. Der Erlaß, dem weit über den 
Kreis der Derwaltungsbehörden und Gemeinden Bedeutung zu- 
kommt, lautet folgendermaßen: 


„Der Deutſche Sprachverein hat es in fteigendem maße ver- 
ſtanden, ſich bei ſeinem Streben nach a Era nee er 
> Dertrauen derjenigen Körperfchaften zu gewinnen, die an der 

eſtaltung der Geſetze mitwirken. Ich würde es begrüßen, wenn 
darüber hinaus bei allen amtlichen Verlautbarungen, die fih an 
einen größeren Perſonenkreis wenden, der Rat der örtlichen 
Zweigvereine des Deutſchen Sprachwereins eingeholt würde, um 
Mängel der überlieferten Amtsſprache zu beſeitigen und eine 


ſchlichte, klare und ſchöne Ausdrucksweiſe an ihre Stelle 
zu ſetzen.“ 


Der Erlaß des preußiſchen Minifters berührt einen wunden 
Punkt in der deutſchen Sprachgeſchichte. Zwar hat fih die fur- 
ſächſiſche Kanzlei zu Suthers Zeiten große Derdienfte um die Bil- 
dung einer reinen und einheitlichen deutſchen Schriftſprache er- 
worben, aber feit jener Zeit kann man die Verdienſte der deutſchen 
Amtsſtellen um die Pflege eines guten Deutſch an den fünf Fingern 
abzählen. Sie verfielen immer mehr in einen knöchernen, faft- und 
kraftloſen Amtsftil, der der deutſchen Sprache höchſtens die Ori- 
ginalität der unfreiwilligen Komik beließ. Derhängnisvoll für den 
geſamten Wirkungsbereich der deutſchen Sprache wurde der Ein⸗ 
bruch des Franzöſiſchen, Italieniſchen, Spaniſchen und anderer 
Fremdwörter im 17. und 18. Jahrhundert. Während ſich die deutſche 
Umgangsſprache in mühfeligen Kämpfen, die zum Teil von fanati- 
ſierten Sprachreinigern geführt worden find, von dieſen Derun- 
zierungen wieder befreit hat, finden wir die Nachwirkungen jener 
unheilvollen und geſchmackloſen Internationaliſierung noch häufig 
in Kundgebungen, die von amtlichen Stellen ausgehen. Zu der 
ſprachlichen kam die ſtiliſtiſche und grammatikaliſche Verwirrung, 
die ſich = die Entwicklung der deutſchen Sprache nicht weniger 
rerhängnisvoll ausgewirkt hat. Geſpreizt und nicht felten hoth- 
näſig, . und devot — dies ift der Amtston des Abjolu- 
tismus, der fi 3 fo lange in den Amtsſtuben erhalten hat, als ſich 
die Regierung in abſolutiſtiſchen Neigungen gefiel. Als Beiſpiel 
einer ſolchen ſervilen Geſinnung mag hier das Schreiben ſtehen, das 
die Minifterial-Bau-Kommiffion am 12. November 1869 an den 
preußiſchen Miniſter des Innern gerichtet hat. Es heißt: 


„Ew. Exzellenz ermangeln wir nicht, die durch das Reſcript 
vom Iten d. Nts. verlangte Freikarte zur Benutzung der Cavalier- 
Brücke, für einen Geheimen Kanzlei-Diener des von Hochdenen⸗ 
ſelben reſſortirenden Königlichen Miniſteriums, mit der ganz ge⸗ 
Seren Bitte zu überreichen, darin, vor deren Aushändigung, 
u Namen des mpfängers, an der betreffenden frei gelaffenen 

telle, hochgeneigteſt eintragen laſſen zu wollen.“ 


Fum Lobe des deutſchen Beamtentums muß geſagt werden, da 
von dieſem unterwürfigen Geiſt wenig in vi rare a 
drungen ift, Er blieb dem Verkehr der Behörden untereinander 
vorbehalten. Charakteriſtiſcher für die deutſche Amtssprache find 
ihre Schwerverſtändlichkeit, ihre Fangatmigkeit auf Koſten der Be- 
weglichkeit und Lebendigkeit, ihr gänzliches Fernſein vom Fühlen 
und Denken des Volkes, ihre Trockenheit, Witzloſigkeit und ihre 


Bilflofigfeit in der Satzkonſtruktion. Bei der Lektüre dieſer Erlaſſe 
kann man oft das Gefühl nicht loswerden, daß der Verfaſſer zwar 
guten lateiniſchen Unterricht genoſſen, aber vom Weſen der deut- 
ſchen Sprache nur wenig gehört hat. 

Vor mir liegt eine Firkularverfügung des preußiſchen Mini- 
ſteriums für Geſundheit aus dem Jahre 1845. Sie betrifft die 
Heranbildung der Hebammenlehrtöchter und lautet: 

„Durch die Verfügung vom... ift... bereits eröffnet 
worden, daß die Beſtimmungen des Circular⸗Reſkripts vom 
über die Prüfung und Niederlaſſung der Hebammen, durch die 
Allgemeine Gewerbe-Ordnung vom ... nicht als aufgehoben an= 
zuſehen, vielmehr nach wie vor in Anwendung zu bringen ſind. 
Um jedoch etwaigen, auf die eben gedachte Gewerbe⸗Ordnung zu 
gründenden Reklamationen gegen die hinſichtlich der Ausübung 
der Hebammenkunſt beſtehenden Vorſchriften, insbeſondere gegen 
die Circular Verfügung vom ... vorzubeugen, beſtimme ich. 
hierdurch, nach vorgängiger Kommunikation und in Überein- 
ſtimmung mit den Königlichen Miniſterien der Finanzen und des 
Innern, daß den in die Hebammen-Lehrinſtitute aufzunehmenden 
Lehrtöchtern die aus der Circular-Derfügung fih ergebenden Be- 
ſchränkungen ihres künftigen Gewerbebetriebs zu Protokoll be⸗ 
kannt gemacht, und die Lehrtöchter nur unter der Bedingung der 
Unterwerfung unter jene Beſchränkungen zugelaſſen werden ſollen.“ 


Dieſer Erlaß iſt ein typiſches Beiſpiel für die Unfähigkeit 
der amtlichen Stellen, ſich in einem leichten und verſtändlichen 
Deutſch auszudrücken. In einer Verfügung des preußiſchen Mini⸗ 
ſteriums des Innern aus dem Jahre 1900 „betreffend Handhabung 
des Jagdſchutzes“ findet ſich die kaum verſtändliche Stelle: „Ich 
finde nichts dagegen zu erinnern, wenn die mit Wahrnehmung der 
Jagdpolizei betrauten Behörden des Königlichen Forſtdienſtes und 
— unter geeigneten Umſtänden — auch gleichartigen Anträgen der 
Gemeinden oder privater Forſt⸗ und Jagobeſitzer Folge geben.“ 

Berühmt wegen feiner hilflofen Ausführlichkeit ift der Schwarz⸗ 
wälder Uhrenerlaß geworden, den der preußiſche Miniſter für Handel 
und Gewerbe 1865 herausgab. Darin heißt es: 

„Nachdem die Mehrzahl der Königlichen Regierungen ſich 
für die Geſtattung des Hauſirhandels in den, in dem Circular- 
Erlaſſe vom ... erwähnten Schwarzwalder Uhren ausgeſprochen 
hat, beſtimmen wir hierdurch unter Aufhebung dieſes Erlaſſes, 
daß fortan alle, mit einem hölzernen Gehäuſe verfehenen Hänge- 
Uhren, mithin auch die hölzernen Zänge⸗Uhren nach der Art der 
Schwarzwalder, ohne Rückſicht darauf ob ihr Räderwerf aus Holz 
oder aus metall beſteht, zu den Uramwaaren im Sinne der 
Circular-Derfügung vom ... zu rechnen find, und daß demgemäß 
diejenigen Inländer, welche den vorgeſchriebenen perſönlichen 
Erforderungen für den Gewerbebetrieb im Umberziehen genügt 
haben, Gewerbeſcheine auch zum Baufichandel mit Schwarzwalder 
Uhren der bezeichneten Kategorie erhalten können.“ 

Ahnliche Beifpiele ließen fih dutzendhaft aufzählen. Der Erlaß 
des preußiſchen Miniſters erfüllt hier tatſächlich ein Bedürfnis. Man 
kann von amtlichen Kundgebungen nicht verlangen, daß fie Kunit- 
werke find, aber man darf mit Recht verlangen, daß fie jedermann 
verſtändlich ſind. Je einfacher und ſchlichter das Deutſch tft, das 
die Amtsſtellen verwenden, deſto einfacher und herzlicher wird auch 
das Verhältnis ſein, das Volk und Staat miteinander verbindet. 
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Geſchäftliche Mitteilungen. 


Vier Mittelmeerreiſen der Hamburg⸗Süd im Jahre 1930. Es kann 
als ein Zeichen der Beliebtheit der wohlfeilen Mittelmeerreiſen der 
Hamburg ⸗Süd angeſehen werden, daß dieſe Schiffahrtsgeſellſchaft ſich ent⸗ 
ſchloſſen hat, im kommenden Frühjahr und Sommer vier verſchiedene 
Vergnügungs⸗ und Erholungsreiſen im Mittelländiſchen Meer mit dem 
modernen Motorſchiff „Monte Olivia“ zu unternehmen. Die Fahrpreiſe 
dieſer zwiſchen 16 und 22 Tagen dauernden Reiſen liegen zwiſchen 240 RM. 
und 590 RM., die jeweils abgelaufene Diſtanz zwiſchen 5039 und 6852 km. 

Nähere Auskunft über die einzelnen Fahrten erteilen die Hamburg⸗ 
Süd, Hamburg 8, oder deren Vertretungen. 


Der Eintauf für den Garten erfordert Überlegung. Wer dabei an falſcher Stelle 
L muß damit rechnen, daß Arbeit und Mühe des ganzen Jahres user vertan 
Das 8 92 tann niemals das Beſte fein. Adler & Co., Adlerfaat- 
menzucht rt, ſenden jedem Gartenfreund koſtenlos Fe} nützlichen 
ee Preiswert und gut ift darin eine reiche Auswahl für Garten und 
Feld angeboten. Auf die heutige Anzeige machen wir beſonders aufmerkſam. 


Zeitschrift für Politik 


Herausgegeben von 


Prof. Dr. Richard Schmidt, Leipzig und Dr. Adolf Grabowsky, Berlin 
Jährlich 12 Hefte 24 RM, einzeln 2,50 RM. 


Die seit 1907 bestehende „Zeitschrift für Politik“ ist 
das anerkannte Zentralorgan der politischen Forschung. 
Da die Gegenwart von jedem Staatsbürger politisches 
Verständnis verlangt ist eine solche Zeitschrift drin- 
gende Notwendigkeit geworden. Die Mitarbeiter sind 
ausgesucht nicht nach ihrer Parteistellung, sondern 
lediglich nach ihrer wissenschaftlichen Qualifikation. 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W8 


Anzeigenpreis: Die 6 geſpaltene mm⸗Höhe koſtet 40 Pf. Rabatte, Beilagen- 
preife u. ſonſtige Inſertionsbedingungen It. Tarif der Anzeigenverwaltung. 


Wir vermieten 


per sofort oder zum 15. 3. 1930 


172-2 Zimmer- 


wohnungen 


MITTELMEERREISEN in: 


1930 Berlin-Reinickendorf 
FAHRPREIS VON Pankower Allee 


RM240AN Auskunft: 


EINSCHL.VOLLER VERPFLEGUNG. > 
Kr 1 22. MARZ- 8 APRIL Vermietungsbüro der Deutschen 


REISE I 13. APRIL- APRIL Gesellschaft zur Förderung des 
REISE I 4 MAI - 26MAI sr 
REISE M 31. MAI - 15. JUNI Wohnungsbaues, Gemeinnützige 


Aktien-Ges, Berlin-Schöneberg, 


KOSTENLOSE Innsbrucker Straße 31 
AUSKUNFT UND DRUCKSACHEN DURCH DIE 


HAMBURG - SUDAMERIKANISCHE Fernruf: G1 Stephan 6512-6517 
DAMPFSCHIFFFAHRTS - GESELLSCHAFT 


HAMBURG 8 - HOLZBRUCKE 8 


S. TAGE ZUR ANSICHT! 


J LG E FH A L D E 


ir liefern Ihnen von 25.— M. an gute Ölgemälde nam- 
hafter Künstler. Verlangen Sie photographische Abbildungen 
Nr. 110 oder besichtigen Sie unverbindlich unsere Ausstellung. 
Für Beamte Zahlungserleichterung oh n e Preisaufschlag 
DER KUNSTKREIS G. m. b. H. 
Verkaufsstelle, der DEUTSCHEN MALER GILDE E. V. 
2 IN C25 
Kurze Straße 17 (hinter dem Lehrervereinshaus). Tel.: Kupfergr. 4048, 
Geschz. 9—6, Sonnab. 9—5. Versand nach allen Plätzen Deutschlands. 


10 Jahre Ientralunlag 


Das neve VERLAGSVERZEICHNIS kostenlos 


Bücher aus Politik und Wirtschaft 
von aktueller Bedeutung, von bleibendem Wert 


„WELTPOLITISCHE BUCHEREI“ 
ee 
ZENTRALVERLAG . GMBH » BERLIN W 35 


Mittelmeerreisende! 


Eine bleibende Erinnerung und Vertiefung 
der gewonnenen Eindrücke bietet Ihnen 
der soeben in der Sammlung „Museum 
der Weltgeschichte‘ erschienene Band 


Herre, Weltgeschichte am Mittelmeer 
Fremde Völker verstehen setzt voraus, ihre 
geschichtliche, wirtschaftliche, soziale, 
Pe und kulturelle Entwicklung kennen 
zu lernen. Zu beziehen — 

bei Monatszahlungen v. „ws 
evtl. nähere Auskunft durch Artibus et literis, 
Gesellschaft für Geistes- und Naturwissenschaften m. b. H., Abt. Hd, 
Berlin - Nowawes. 


PEN ER wen: 


Der Heimatdienft 


Soeben erschien: 


Chronik 


des 
Versailler Vertrages 


Anregungen aus unserem Leserkreise fol- 
gend, gaben wir die Chronik, die im vorigen 
Jahrgang des „Heimatdienst“ als Sonder- 
beilage erschien, in Buchform heraus. 


Preis 5 RM. 


Vertrauensleute sowie die Leser 
und Mitarbeiter des „Heimatdienst“ 
erhalten die Schrift, wenn bis 15. März 
bestellt, zum Vorzugspreis von 


4 RM. 


Da die Auflage bald vergriffen sein wird, 
bestellen Sie sofort direkt beim 


ZENTRALVERLAG G. M. B. H. / BERLIN W 35 
POTSDAMER STR. 41 


Das Märzheft 1930 der Süddeutschen Monatshefte 


BERLIN 


Die neue Weltstadt 


Dr. Richard Korherr, der als der 
Verfasser der aufsehenerregenden 
Schrift „Geburtenrückgang“ bereits 
bestens bekannt ist, behandelt hier als 
Statistiker und von Gedankengängen 
Oswald Spenglers aus ein Grund- 
problem deutscher Gegenwart und 
Zukunft. Seine Beirachtungen über 
das Problem der Großstadt sind fürjeden 
Deutschen von ernstesier Bedeulung 
Preis des Heftes RM 1.75 


Süddeutsche Monatshefte G. m. b. H. 
München, Sendlinger Str. 80 


vereinigte 
Krankenversicherungs - Aktiengesellschait 
PPTP 


Aktienkapital 5 Mill. RM. Reserven ca. 5 Mill. RM. 
Versichertenbestand über 430 000 


Krankenversicherung mit Gewinnbeteiligung! 
Vertragsgesellschaft vieler großer Verbändel 
e freie Arztwahl! / Kein Krankenschein und keine 
rankmeldung! / Keine ärztliche Untersuchung bel der Auf- 


nahme! / Hoh 2 
und Ka gen bei Arzt-, Arznel-, Operatlons- 
Wochenhiife! 
Hohes Storb Id Bel Unfall sofort Anspruch 
egeld! auf die Leistungen! 


Verlangen Sle kostenlos und ohne 
lichkeit Prospekt und HE nd: 


OTIO MACK, Berlin © 17, am Ostbahnhoi 12 


Casino zu Coblenz. 


Weingroßhandlung. Seit über 120 Jahren bestehend. 
Einzig in seiner Art. Unter ehrenamtlicher Leitung die 
beste Garantie strengster Reellität. Großes 
Lager ausgereifter Weine in allen Preislagen von 
Rhein, Rheinhessen, Mosel, Saar, Ruwer, Nahe und Pfalz 


Preisliste H. auf Wunsch zu Diensten 
Casino zu coblenz, Kellerverwaltung. 


Fort: bildung / 


Es ist eine anerkannte Tatsache, 
daß unsere bewährte Zeitschrift 


„Der Heimatdienst“ 
reichhaltigen Unterrichtsstoff ent- 
hält für Schulen, Lehrer und Schü- 
ler, die einen nicht geringen Pro- 
zentsatz unseres großen Leserkreises 
ausmachen. Immer wieder bekunden uns 
viele Zuschriften, daß „Der Heimat- 
dienst“ ein fast unentbehrliches 
Hilfslehrmittel geworden ist, dessen 
Gedankengänge von den Lehrkörpern in 
die Reihen der Schüler hineingäötra- 
gen werden. 

Hand in Hand damit gehen auch die 
Erwägungen der Lehrer und Eltern 
über die Berufsaussichten und Fort- 
bildungsmöglichkeiten der Schüler. 
Der Entschluß zu einem Beruf oder 
zur weiteren Fortbildung fällt 
leichter, wenn berufene Institute 
die Interessenten darauf hinweisen. 

Wir sind der berechtigten An- 
sicht, daß eins der hervorragend- 
sten Blätter für eine derartige Wer- 
bung guter Institute für Beruf und 
Fortbildung „Der Heimatdienst“ ist. 
Unter besonders günstigen Bedingun- 
gen geben wir solchen Unterrichts- 
anstalten nunmehr Gelegenheit, für 
ihre Werbung neuer Schüler den An- 
zeigenteil unserer Zeitschrift zu be- 
nutzen, und richten unter der Rubrik 


„Fortbildung“ 
eine ausgezeichnete Spezialpropa- 
gandamöglichkeit ein. 

Wir bitten ergebenst die in Frage 
kommenden Institute durch Aufgabe 
von Inseraten und die verehrliche 
Lehrerschaft durch Befürwortung die- 
ser Propaganda um weitestgehende Un- 
terstützung. Wir danken im voraus 
für entsprechende Anregungen zum 
Hereinholen von Anzeigenaufträgen 
und stehen jederzeit mit unverbind- 
lichen, billigsten Angeboten zur 
Verfügung. 


„Der Heimatdienst“ 
Anzeigen-Verwaltung 
Berlin SW48, Friedrichstr. 239 
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I tlaumenmus 


aus besten getrockneten 
Pflaumen u. Zusatz frisch. 
Früchte hergestellt und 
mit ff. Zucker eingedickt 
10-Pfd.-Posteimer. . . 3.90 
25-Pfd.-Bahneimer . 9.— 
10-Pfd.-Emaille-Eimer 4.50 
23-Pfd.-Emaille-Eimer11.— 
1.35—860-Pfd.-K.p.Pfd.—.36 
i.F.m.ca.140Pfd.p.Pfd.—.35 
Preißelbeeren, mit 50% 
Zuck.,10-Pfd.-Posteim. 5.— 
Ia. Rübensaft, 10-P.-Dose 3.15 
Preise ab hier geg. Nachn. 
HEIN R. ECKSTEIN, Kons.-Fabr. 
Magdeburg -N. 450 


VEREINIGTE BERLINISCHE UND 
PREUSSISCHE LEBENSVERSICHERUNGS- 
AKTIEN-GESELLSCHAFT 


Wir suchen 
Vertrauensleute 


und stille Mitarbeiter für alle 


Plätze des Deutschen Reiches. Selbst 

Es wollen sich nur Herren oder 7 

Damen beverte debe. Greise 
Beziehungen verfügen. lernen 
Bezüge nach Vereinbarung. Klavierspielen 


Bewerbungen erbeten an die 
DIREKTION, 
Berlin SW 68, 


in 2-3 Monaten korrekt nach 
Markgrafenstr. 11. 


Harmonien 
Hervorragende Gelegenheite 
2 Register nur .. . 


” 8 E E O T 


„BACCHUS* 


ij 9 — 
J Kofferharmonlum nur 8 120.— WEIN 
Selbstspielapparate. . . 70.— SCHRÄNKE 


Auf Wunsch bequeme Zahlweise. 
Harmoniumhaus Berlin H., Lützowstr. 68 


ENTFETTUNG! 


Jeder probiert garantiert unschädliches Mittel 
selbst aus. Gratisprobe für 10 Tage, die Ihnen 
bis zu 10 Pfd. Abnahme bringen kann, ohne 
jede Verpflichtung oder Berechnung durch 
Dr. Janssen, Abt.97, Charlottenburg, Wallstr. 11. 


Wäscheversand 


Leistungsfähig in 
Frottierhandtücher, Badetücher, Bademäntel, 
Oberhemden, Bett-, Tisch, Küchenwäsche 


Paul Hartmann, soera-Thür. 
wäsche Bismarckstr. 17 


PREISLISTE 
GRATIS 


JOH. NIC, 
DEHLER 
COBURG 14 


Stahl- 
EISI Holz- Betten 
Schlafzimmer, Kinderbett. 
Polster,Stahlmatr.‚Chaise- 
longues a. Private. Raten- 
zahlung. — Katalog frei. 
Eisenmöbelfabrik Suhl, Th. 


Gesund und nahrhaft B 


rieimarkensammler 


F verlangt sof, Pro- 


„Die Post“ Berlin N 18 


Tafelbutter 


(Markenbutter) preis gekrönt 
a. pasteurisiertem Rahm, 
versendet täglich frisch in 
Post pak. von 6 und 9 Pfd. 
Inh. in 1- od. 2% Pfd.-Stücken 
verp. geg. Nachnahme z. 


Erste Butjadinger Molkerei 
Gen. Ruhwarden 18. (Oldbg.) 


Jetzt ist der Moselwein billig! 


eine 15er, 30er od. 50er Kiste 
„29er Mesenicher 0.85 
„29er Clüssenraiher, Königs- 


„28er Schwarze Katz 1.20 
„27 er KinheimerEulenlayi1.40 
„27 er Dhroner Roterd 1.70 
„21er Piesporter Pichter 


auch sort. 
1.—, Tischwein 0.75. 
leihweise oder 0.20 p. Fl. 
sof. bestellen u. Preisliste 
verlangen. 
erkennungen. Teilzahlung ! 
Weinkellerei Schmitgen, 
Berncast 


Honig 


Ehe Sie kaufen, fordern 
Sie bitte unser Angebot 
u.Gratismuster. Versand 
in Postkolli. 


benummer eurer 
rösten Fach- 
schrift mit wert- 
EA voll. Mitteilungen 


liefern wir seit 1884 dir. ab unserer Fabrik 


Ober betten, 


Unterbetten, Plumeaus 
und Kissen, Bettfedern 
und Daunen 


Friedrichstraße 131d 


Allerſeinste Oldenburger 


streng vertraulich ohne Anzahlung gegen 
9 Monate Ziel und monatliche Raten. 


Erste Rate 1 Monat nach Lieferung. 

Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge- 

troffener Wahl besonders angefertigt. 
Minderwertige Ware 
führen wir nieht. 


Tagespreis 


Lt. amtl. notarieller Bestätigung: 
1. Über 400000 Kunden in mehr als 
0000 Orten. 

2. Über 100000 Kunden haben zum 
2. Mal und öfter nachbestellt. 

3. Viele Kunden schreiben, daß 
soleh gute Beiten am eigenen 
Platze zu gleichen Preisen nicht 
zu kaufen sind. 


Gebr. Passmann A.-G. 


Köln 149, Trierer Straße 13. 
Größtes Spezlalgeschäft Deutschlands, 


Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, 
auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 


Versuchen Sie 


berg 0.95 


(natur) 1.95 
'erner Rotwein 
Glas 


Laufende An- 


Fabrik von Berlepsch’scher 


NISTHÖHLEN 


HERM. SCHEID, BÜREN 
(WESTF.) KUNERSDORF 
b. Frankfurt (Oder), 
Zuschriften nur 
nach Büren (Westf.). Ein- 
zige Firma, die nur streng 

ee nach Vor- 
schrift und 
unt. direk- 


- mehr 
Gemüſe 


und prächtige Blumen 
gibt es durch Adlerſaat. 
Katalog mit 300 Abbild. 
koſtenftei von Ablerfaat- 
Samenzucht, Erfurt B 2 


Thür. Pilaumenmus 


60 (Mosel). 


Echtheit 


= Sonderangebot 
r 425 i S $ für die Leser des 
„Der Heimatdienst“ 


erhalten Sie beim Kauf nebenstehender Löns- 
kassette aus der folgenden Auswahl nach 
eigener Wahl: 


Batweder 1. Plüschow, Silberkondor über Feuerland, RM 7.— 


oder 2. Löns, Das zweite Gesicht. „ 6— 
oder: 3. Sinclair, Boston -s e e „7. 
oder 4. Ostwald, Das Zillebuch (Halbleder) . . „ 7.50 
oder 5. Kleist-Werke (3 Bd.). „ 825 
oder 6. Uhland-Eichendorff (3 Bd.) „8425 
oder 7. Körner-Rückert-Uhland (3 Bd.) . „ 8.25 
oder 8. v. Loon, Geschichte der Menschheit. . „ 8.75 


(Lfde. No. 5/7 Helios Klassiker) 

Sämtliche Werke in Leinen. 
Es handelt sich um ein einmaliges Angebot, welches 
nur bis 1. 4. 30. Gültigkeit hat. 


in: lech bestelle bei der Buchhandlung Gustav 
Bestellschein: Weber & Co., Berlin S 14, Sebastianstraße 7, 
als Leser des „Der Heimatdienst“, die Hermann-Löns-Kassette 
G Bände, Halbled., RM. 30.—) und als Gratisgabe Nr. der Auswahl. 
Der ganze Betrag — die erste Rate 3.— RM. — ist nachzunehmen — 
folgt am 1. nach Lieferung. 
(Bei Barzahlung franko, bei Teilzahlung Berechnung des Portos) 
Eigentumsrecht vorbehalten — Erfüllungsort Berlin. 


Name: 


Adresse: 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Preſſegeſetz: Miniſterlalrat Dr. Strahl, Berlin⸗Grunewald. — Für den Anzeigenteil: Otto Dennewitz, Berlin Sw 48. — 
Anfchrift der Reichszentrale für Heimatdienft: Berlin W 35, Potsdamer Straße 41. — Alleinige Anzeigenannahme: Dr. Walter Setefand Annoncen⸗Expedition, Berlin SW 48, 


f ter Kon- 
behördlich überwacht. trolle des | garantiert reine zuckerge- 
Beste Belieferung ver- Frhrn. v.|süßte, feinste Qualität, 
bürgen 1929 eingegan- Berlepsch | 10-Pfd. Eimer Mk. 4,25, 
gene2189freiwill. Aner- arbeitet. | ab hier. 
kennungen u.1921 Nach- au Otto Ritter, Schkölen in 
bestellungen in 1 Monat. = PRAS Thür.136, Pflaumenmusfabr. 
Grossimkerei Winter- | Möbel-Hamerling 
u. Honighandlung fütterung | N, Kastanien Allee 56 
Robert Isterheil, kostenlos. | Riesenauswahl, Zahlungs- 
Ebersbach 131 (Sa.. | erleichterung 6% 
AIJ 


Hermann © S 


statt bisher 6 Bände RM. 65.— jetzt nur 
Kassette 3 Bände Halbleder mit Kopffarbschnitt 
für RM. 30.— gegen monatliche Teilzahlungen 


von 3.— R M. 
Sie enthält: 


Band I: Das Lönsbuch . Mein grünes Buch 
Band Il: Junglaub - Mein goldenes Buch 
Ulenspeigel · Frau Döllmer 
Band Ill: Einsame Heidfahrt - 
denkbuch 
Es handelt sich um vollständig neue Exemplare in tadelloser Aus- 
stattung, auf holzfreiem Papier gedruckt. Lieferung nur soweit Vorrat. 
Dr. Pessler, Dir. des Vaterl. Mus. in Hannover, schreibt: 


Diese Zusammenstellung wendet sich an alle jene, welche aus 
Geldmangel nur eine kleine Summe für ihren Löns anlegen können. 
Es ist hier das gebracht, was Löns kennzeichnet und seinen Ruhm 
und Wert ausmacht: seine innigen Naturschilderungen, seine nach 
Form und Inhalt schönen Gedichte, seine bald von Humor, bald von 
Schwermut durchdrungenen Erzählungen und Tiergeschichten. 


Dazu das nebenstehende Gratisangebot! 
Nur durch die Buchhandlung 


Gustav Weber& Co. 


Berlin S 14, Sebastianstraße 7 


— 
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